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2. Jahrgan

Unhaltbare Zuſtände.
Vor einigen Tagen hat der preußiſche Kultus

miniſter Ad. Hoffmann einen völligen Reformplan
des preußiſchen Kultusminiſteriums für Kirche und
Schule veröffentlicht. Nun wird Wolffs Telegraphen-
bureau ermächtigt, folgendes zu erklären:

Die Freiheit bringt unter der Ueberſchrift Erreichtes und Er
ſtrebtes eine umfangreiche Liſte der Reformpläne des
Kultusminiſteriums. Es wird hiermit ausdrücklich feſt-
geſtellt, daß es ſich hierbei lediglich um eine in aller Eile ent
worfene und zuſammengeraffte tabellariſche Ueberſicht für den

engſten Dienſtgebrauch handelt, der keinesfalls irgendwelcheof hhielle oder auch nur ofſiziöſe Bedeutung betzumeſſen iſt. Das

Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und
entſä eden ablehnen, auf den genannten Programmentwurf,
der keineswegs zur Verö entlichung in der Preſſe beſtimmt war,
feſtgelegt zu werden. Eine amtliche Darſtellung des Kultus und
Schulprogramms des neuen Miniſteriums wird zu gegebener
Zeit erfolgen.

Dieſe Aeußerung ändert nichts an der Tatſache, daß
dieſe „in aller Eile entworfene und zuſammengeraffte
tabellariſche Ueberſicht für den Dienſtgebrauch“ von
Ad. Hoffmann der Oeffentlichkeit übergeben worden iſt
und deshalb als Programm der Kultusminiſter anzu
ſehen iſt. Jſt es ſchon ein Zuſtand, der nur nach Ueber-
windung der größten Schwierigkeiten zu halten iſt, daß
in einer Regierung Sozialdemokraten und Unabhängige
nicht nur neben ſondern auch gegeneinander arbeiten,
ſodaß über kurz oder lang, wenn die Unabhängigenpaſſive Se iſtenz nicht aufgeben, dieſe Regierungen

auseinanderfallen müſſen, ſo iſt ein Zuſtand ſchlechter
dings unmöglich, daß in einem Miniſterium zwei
Verwalter mit gleichen Rechten, ein Unabhängiger
und ein Sozialdemokrat, in offener Abficht gegenein-
ander arbeiten. Die Deutſche Tageszeitung hat leider
nicht unrecht, wenn ſie ſagt: „Haeniſchs gute Geſinnung
in Ehren; aber hier handelt es ſich einfach um die
e wer hat die Macht? Nach allem bis-
erigen Herr Hoffmann“,

Aehnliche Zuſtände haben wir auch im Reiche, wo
den Staatsſekretären Kontrollorgane beider Richtungen
beigegeben ſind oder, wie im Auswärtigen Amte, neben
dem ſozialdemokratiſchen Unterſtaatsſekretär ein unab-
hängiger in ſeiner Weiſe wirkt. Was bei einem
ſolchen Nebeneinanderregieren angeſichts des offenbaren
Beſtrebens der Unabhängigen, den Führern der alten
Sozialdemokratie Schwierigkeiten zu bereiten, heraus-
kommen kann, kann nur vermehrte Verwirrung ſein.

olksbildung muß es.

nungen Perhalten der Entente

Dieſem unhaltbaren Zuſtande muß, wenn er nicht früher
uſammenbricht, ein Ende gemacht werden durch die

Nationalverſammlung.
Noch unleidlicher werden unſere Regierungsverhält-

niſſe durch die Treibereien der Spartakuſſe in Berlin.
Bekannt iſt, daß die Spartakuſſe die Funkenſtation in
Berlin beſetzt haben ſollen, ſo daß die Volksbeauftragten
unter der Kontrolle der Spartakusleute ſtehen und dieſe
nach Bedürfnis im Auslande in ihrem Sinne Stimmung
machen können. Es iſt einleuchtend, daß daraus die
bedenklichſten Folgen erwachſen können. Jn dieſes Ka-
pitel gehört die folgende offiziös verbreitete Meldung:

Jn der letzten Sitzung des Berliner Vollzugsrats wurde ein
Telegramm Tſchitſcherins verleſen, das die Ankunft von
drei Abgeſandten und fünf Hilfskräften als Vertretung der
ruſſiſchen Sowjets zur Tagung der deutſchen Arbeiter-
und Soldatenräte am 16. Dezember ankündigt. Das offen bare
Beſtreben der ruſſiſchen Regierung geht darauf aus, Deutſchland
zu einer Solidaritätserklärung mit der ruſſiſchen
Räteregierung zu drängen. Man möchte die deutſche Re
ierung in einen r zum Verbande bringen, der erklärtßet, daß er nicht gleichzeitig die Bolſchewiſten bekämpfen und

Freunden der Bolſchewiſten über einen Frieden verhandeln
nne.

Der Vollzugsrat hat bereits durch Funkſpruch die
Delegation willkommen geheißen. Er hat alſo über
den Kopf der Regierung hinweg eine Einmiſchung in
die auswärtige Politik vorgenommen, die bei dem

ſchewismus geradezu verhängnisvoll werden kann. Die
ruſſiſche Einmiſchung in die deutſchen Verhältniſſe iſt
jedenfalls in höchſtem Maße unerwünſcht. Und der
Vorwärts wendet ſich deshalb entſchieden gegen dieſe
unerwünſchte Anmeldung der Ruſſen zu der Konferenz
am 16. Dezember und kündigt an, daß die Regierung die-
ſen Plan zu vereiteln wiſſen werde.

Man ſieht, eine zielbewußte und einheitliche
Politik der Reichsregierung iſt eine unbedingte Not-
wendigkeit. Die Politik darf aber nicht durchkreuzt
werden von den Arbeiter- und Soldatenräten. Unter
der herrſchenden Diktatur ſind dieſe Räte eine not-
wendige Kontrolleinrichtung. Aber mehr dürfen ſie
nicht ſein. Aber auch dieſe Kontrollräte können nur
als eine vorübergehende Erſcheinung eine Berechtigung
haben. Durch die grundlegende n muß die
Nationalverſammlung dieſer vorübergehenden Erſchei-
nung ein Ende machen.

An die Soldatenräte der deutſchen
ſozialiſtiſchen Republik!

Zahlreiche Deldungen en uns, daß immer noch von
Truppenverbänden und ſon z ormationen Entlaſſungen von
Soldatenräten aus dem militäriſchen Dienſt wider deren Willen
vorkommen. Wir verweiſen e auf die Beſtimmung
des Kriegsminiſteriums, Merkb über S unmittelbar
vom truppenteil, Abſatz 13, und über aſſungen beim
Heimaisheer, Abſatz zweiter Satz. wonach freiwill ges Verdieiben im Heere h nach der r Be
dürfniſſe geſtattet werden kann. Den n der Soldaten
räte darum frei, beim Truppentei ihrer Formation
zwecks Ausübung ihrer Amtstätigkeit zu verbleiben.
Der Vollzugsrat, Abt. Kontrolle Kriegsminiſterinm.

Ruſch. Benecke.

Unſere Funkenſtationen.
g ber. (Amtli Da trotz der bisheriihn e ine r T enkenſtationen r die r die Spartatlichkeit ei ibeſteht. de Ligeet erſ rohe wiriſcheſtlich n h

Werte zu gefährden, ſtellen wir noch einmal mit aller Deutlichkeit

e e re See alte er e etnS en vie n ednie. Verwaltung auch

neneen ini 5 a ſuntentelegrardiſchen Verkehr mit
uns a n. Dieſer Verkehr beſteht nach wie vor. Die orgae usgeſtaltung des e die ſchnellſtens zu
Ende geführt u ſoll, wird den Beweis erbringen, dieſes
wichtige Tuſtrument im Verkehr mit dem Ausland der Reichs

i t r e e Wenſtte inihrer Funkenſtationen und der angegli Dienſtſtellen.
Berlin, den 2. Dezember 1918,

Ebert. Haaſe.

Die Ordnung bis zur Wahl.
SK. Die neue Wahlordnung zur Konſtituante findet in

der Preſſe keine ernſthafte Gegnerſchaft. Das alte lateiniſche
Sprichwort, die Einfachheit ſei das Siegen der Wahrheit,
findet im allgemeinen gleichen, geheimen und unmittelbaren
Wahlrecht aller Erwachſenen über 20 Jahre ohne jede Ein-
ſchränkung ſeine volle Beſtätigung. Die Fxonttruppen aus
allen Windrichtungen, die Soldatenräte faſt äller Garniſonen
und eine ſehr große Zahl von Arbeiterräten haben Wahlord-
nung und Termin bereits gebilligt. Formell könnte man
alſo mit Sicherheit damit rechnen, daß Mitte Februar das
ganze deutſche Volk an die Wahlurne tritt und in freier Ent
ſcheidung die Männer wählt, welche über die künftige Ord-
nung ſeines innerſtaatlichen Lebens beſtimmen werden.

Aber ein Hindernis iſt dabei noch zu überwinden: es muß
bis dahin Ruhe im Lande herrſchen die Wahlordnung be
ruht auf der Ordnung bis zum Tage der Wahl. Wenn in
den langen elf Wochen bis zum Wahltag im Jnneren der
Bürgerkrieg entbrennt, dann wird am 16. Februar ſchwerlich
gewählt werden.

Am Sonnabend ſind die letzten deutſchen Truppen auf
die rechte Seite des Rheins zurückgeführt worden. Nach
51 Monaten eines unerhörten und beiſpielloſen Kampfes
gegen die ganze Welt beſiegt und unter faſt unerfüllbare
Waffenſtillſtandsbedingungen gebeugt, hat es das deutſche
Heer in feſter freiwilliger Diſziplin fertig gebracht, den gro
ßen Rückmarſch ohne Störungen durchzuführen Damit
ſchließt es würdig ſeine ungeheuren Leiſtungen in dieſem
Kriege ab. Aber daß ſich das Heer nicht auflöſte und aus
einanderſtrömend zurückflutete, jeder auf eigene Fauſt die
raſcheſte Heimkehr ſuchend, wie in Oeſterreich oder Rußland
nach der Revolution, das konnte nur dadurch erreicht werden.
daß die vor dem großen Umſturz geltende Gliederung im
weſentlichen aufrechterhalten blieb und alle eigenmächtigen
Eingriffe in die Befehlsgewalt unterlaſſen wurden. Der Zu-
ſtand, in dem ſich dadurch das Herr befindet, hat bei vielen
Kämpfern der Revolution die Befürchtung hervorgerufen,
daß dieſe Frontarmee das Werkzeug konterrevolutionärer

über dem ruſſiſchen Bol

Machenſchaften der Generalität werden könnte. Die Zu
fammenſtöße, die an einigen Orten des Rheinlandes zwiſchen
Forntoffizieren und Fronttruppen einerſeits und Arbeiter
räten auf der anderen. Seite ſtattgefunden haben, haben
dieſe Befürchtung ſehr verſtärkt.

Aber wir glauben trotzdem nicht, daß irgendwelche ernſt
haften Bemühungen nach Wiederaufrichtung der alten Herr
ſchergewalten im Gange ſein können. Für wen ſollten die
Generale wohl fechten? Für die Fürſten, die kläglich nach
Holland oder Dänemark geflohen ſind, für die Hohenzollern

oder die 22 Dynaſtien? Jeder Menſch mit fünf geſunden
Sinnen weiß, daß dafür im deutſchen Volke nicht der mindeſte
Boden iſt. Oder etwa für das Hauptquartier, das der Re
publik feierlich Treue angelobt hat? Jn wenigen Tagen
werden die zurückkehrenden Truppen und ihre Führer auf die
neue deutſche Volksrepublik vereidigt ſein und raſch entlaſſen
werden. Trotz mancher zweideutigen Worte und Handlungen
r wir an eine ernſthafte Gefahr von dieſer Seite nicht
glauben.

Die Zuſammenſtöße im Rheinland erklären ſich leicht.
Sie waren teilweiſe Abwehr gegen Uebergriffe der Arbeiter
und Soldatenräte, welche die Entwaffnung der Fronttruppen
unbefugt verlangten oder durch eigenmächtige Anordnungen
die Rückzugsordnung zu durchbrechen drohten. Oder es
waren Ausſchreitungen von Männern, die über vier Jahre
lang gewohnt waren, im Feindesland Quartier zu machen,
wo ſie als Herren und Sieger auftraten und natürlich die
beſten Zimmer für ſich beanſpruchten und die Einheimiſchen
ins Hinterſtübchen verwieſen. Eine weiterreichende politiſche

meſſen.

al n e C 7 v aionalverſammlung u Befragung gat VPoetwas mes unternommen werden könnte um noch
vor dem Entſcheidungstag des 16. Februar einen Umſchwun
herbeizuführen. Der Spartakusbund greift ſeit dem Beſchlu
der Volksbeauftragten, der den Wahltermin feſtſetzt, die Re
gierung noch wütender an als zuvor und fragt höhniſch den
Vorſitzenden des Vollzugsrats, der bekanntlich geſagt hat, daß
nur über ſeine Leiche der Weg zur Nationalverſammlung
ginge: „Wie geht es der Leiche?“ Jn den Organen der Un
abhängigen veröffentlicht Frau Luiſe Zietz namens der un
abhängigen Frauen flammende Proteſte gegen den Wahl
termin, und auch ſonſt ſind in der U. S. P. noch allerhand
Kräfte am Werke, welche die Partei in die Reihen der Ver
ehrer des Terrdbrs zurückführen möchten. Es iſt eine Schick
ſalsfrage für das deutſche Volk, daß es dieſen Elementen nicht
gelingt, hochzukommen.

Ueberall, wo ſich die Unabhängigen ſicher fühlen, laſſen
ſie wählen. Jn Braunſchweig, dem Zentralfitz der Sparta-
kusleute, finden ſchon am 15. Dezember allgemeine Gemeinde
wahlen ſtatt, im radikalen Halle erneuert man den Arbeiter
rat durch allgemeine Wahlen, die ſozialiſtiſche Republik
Sachſen hat durch einen Fehler des großen Unabhängigen
Lipinski die allgemeinen Neuwahlen zu Gemeindevertre-
tungen ſo überſtürzt angeſetzt, daß jetzt der Termin hinaus
geſchoben werden muß, wählt aber doch im Januar. Nur
dort, wo man das Wahlergebnis fürchtet, will man nicht
wählen laſſen. Aber dieſer Widerſtand muß gebrochen wer
den: das ganze deutſche Volk will und ſoll ſprechen!

Genoſſinnen!
Zwanzig Millionen Stimmen und mehr haben die wahl-

berechtigten Frauen Deutſchlands. Die Männer haben nur
neunzehn Millionen Stimmen. An uns Frauen liegt es alſo,
welchen Ausgang die Wahl zur Nationalverſammlung nimmt!
Dürfen wir da bequem und gleichgültig bleiben, wo alle
übrigen Parteien werbend und aufklärend unter den Frauen
wirken? Ganz gewiß nicht! Wir müſſen eingedenk ſein alles
deſſen, was die ſozialdemokratiſche Partei in langen ſchweren
Jahren der Not für uns erkämpft, für uns geleiſtet hat. Wir
müſſen auch erwägen, was die ſozialdemokratiſche Partei in
Zukunft, nachdem der knechtende Polizeiſtaat überwunden iſt,
für Arbeiter und Arbeiterinnen wirken kann und wirken ſoll.

Dazu braucht die Partei die Stimmenmehrheit auf der
Nationalverſammlung. Darum laßt uns mit aller Jnbrunſt
aufklärend und belehrend wirken, wo immer ſich eine Ge-
legenheit bietet. Ja, die Gelegenheiten müſſen wir uns
ſchaffen. Wir brauchen nicht mit ſchönfärbenden Worten über
reden. Nur die Tatſachen ſind anzuführen. Sie reden allein
eine überzeugende Sprache.

Die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, die allen
Frauen das Wahlrecht beſcherte, hat in dieſem folgenſchwerſten
Wahlkampf der Geſchichte, der uns bevorſteht, ein volles An
recht auf unſere Arbeitskraft und auf unſere Hilfe. Darum
tut Eure Pflicht, Genoſſinnen, werbt und überzeugt und baut
alle mit an der großen ſozialiſtiſchen Republik Deutſchland!

Hiltgart Vielhaber.

Bedeutung braucht man ſolchen Zwiſchenfällen nicht beizu
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Religionsunterrichts aus der Schule.

4 Semokratie und Sozialdemokratie.
Der gegenwärtig tobende Meinungsſtreit in der Partei dreht
um eine Frage, über die es lange Zeiten keinen Streit ge-

geben. Die Frage war geklärt und entſchieden. Und zwar ge
klärt durch unſer Erfurter Programm.

Wie lagen die Dinge Wenn die er in der Agitation
r mit der Behauptung entgegentraten, die Sogialdemokratie
ſtur durch rohen Umſturz, durch hlutige Gewalt zu ihrem Ziele
kommen will, daß ſie nur auf den Trümmern der „Ordnung
ihre Herr aufrichten will, dann wieſen wir das zurück und
heigten gum nbeweis auf den praktiſchen Teil unſeres Partei
programms.

Vergegenwärtigen wir uns kurzgefaßt ſeine hauptſächlichſten
Forderungen.

Auf dem Gebiete der Sozialpolitik verlangen wir die geſetz-
Kche Verkürzung der Arbeit auf höchſtens acht Stunden, Verbot
ber Kinderarbeit und der Nachtarbeit, ſtrenge Vorſchriften für die

Gicherheit und die Geſundheit in den Betrieben, ausreichende Ver
ficherung für Jnvalidität, Krankheit und Alter, ausgedehnten
Mütter- und Säuglingsſchuh, ein vollſtändig freies Koalitionsrecht
für alle Arbeiter, auch für die Staatsarbeiter, die Dienſtboten und
die Landarbeiter.

Auf dem Gebiete der Steuern verlangen wir den Abbau aller
indirekten Steuern, der Zölle und Liebesgaben, dagegen den Aus

dau der direkten Einkommen, Vermögens und Erbſchaftsſteuern,
wobei alle Einkommen etwa unter 1500 M. ſteuerfrei bleiben ſollen;
im großen die Belaſtung des Unternehmermehrwerts und die Ent
laſtung des Arbeitseinkommens. Das Volk ſoll jährlich durch ſeine
Vertreter die Steuern neu beſchließen; alſo die Sicherung des
demokratiſchen Selbſtbeſtimmungsrechtes gegenüber autokratiſchen
Gelüſten einer Regierung.

Auf kirchlichem Gebiete verlangen wir die Trennung der
Rirche vom Staate. Die Geiſtlichen würden dann, weil ſie ihr Ge

halt nicht mehr vom Staate begziehen, auch nicht mehr aus dieſem
runde in unchriſtlicher Weiſe die Unterdrückungspolitik eines

Staates verteidigen.
Auf dem Gebiete der Schule verlangen wir den Fortfall des

Die Kirche und ihre An
hänger ſollen vollſtändige Freiheit haben, durch eigene Einrich-
tungen die Kinder, ſofern die Eltern es wünſchen, in Religion zu
unterrichten, aber die Schule für alle hat nur die Aufgabe, die
Menſchen für das Leben gewandt und fähig zu erziehen. Zu dem

verlangen wir beſſere Schulen für die ganze Jugend. Da-
bei körperliche Verſorgung für alle Kinder, Kinderfürſorge aller
Art, um die Kinder körperlich und geiſtig geſund zu machen und
die Eltern zu entlaſten. Die höheren Schulen unentgeltlich allen
Kindern offen, die die Fähigkeiten zum Weiterſtudium haben, ganz
gleich, od es reiche oder arme Kinder ſind. Alle Lehrmittel in den
Schulen unentgeltlich auf Koſten der Allgemeinheit.

Jn politiſcher Beziehung verlangen wir für alle Körperſchaften
das freie und gleiche Wahlrecht, eingeführt für Männer und
Frauen. Geſetzgebung durch die ſo gewählten Vertreter. Ueber
Refeinſchneidende Geſetze ſoll das Volk ſelbſt zuletzt durch Abſtim-
mung entſcheiden. Die Wahl der Verwaltungsbeamten und Be
hörden, vor allem auch die der Polizei, die Kontrolle der einzelnen
Verwaltungszweige, trifft wiederum das Volk ſelbſt oder ſeine ge-
wählte Vertretung. Durch kurze Wahlperioden kontrolliert das
Volk wiederum ſeine Vertretung.

Wir verlangen eine volkstümliche Rechtspflege. Das Heer
ſoll auf eine breite demokratiſche Baſis geſtellt, das ganze waffen
fähige Volk zur Landesverteidigung geſchult werden durch eine

ſchon in den letzten Schuljahren beginnend, fortgeführt
an frei ter Zeit in der Woche. Eine ſtarke Verkürzung der
Dienſtzeit in der Kaſerne iſt die Folge. Das körperlich und geiſtig
gehohene Volk verteidigt im Notfall begeiſtert ſein Land und ſeine
Freiheit.

Auf dies Programm, beſonders auf das freie und gkeiche Wahl
recht für alle, wieſen wir hin, wenn man uns rohe Gewalt und
blutigen Umſturz zum Vorwurf machte. Wir drehten den Spieß
um und erklätten: gerade durch die praktiſchen Forderungen unſeres
Parteiprogramms beweiſen wir, daß wir auch die notwendigen

entſcheidenden Umgeſtaltungen der Produktionsverhältniſſe nicht
durch blutige, gewaltſame Mittel erreichen wollen; wir wollen ſie
ohne Blut und Gewalt erreichen. Wir ſagten den Gegnern: Wir
zeigen euch ja den Weg, auf dem die Umleitung der Geſellſchaft
in eine ſozialiſtiſche ohne blutige Revolution in der geſetzlichen
Weiſe der Reform bewirkt werden kann: Dieſer Weg geht über die
praktiſchen, insbeſondere die verfafſungsrechtlichen Forderungen
unſeres Parteiprogramms. Wir haben dieſe Forderungen auch
nicht etwa nur platoniſch in unſerem Programm geführt, wir be-
mühen uns heiß und ehrlich in unſerem ganzen politiſchen Tages
kampf um ihre Erfüllung. Ob uns die Erfüllung endlich gelingt,

ohne die Anwendung von Gewalt, das ſteht ſchließlich nicht bei uns,
ſondern bei euch, die ihr die politiſche Macht innehabt, und uns
die Erfüllung dieſer Forderungen verweigertet. Denn wenn es
auch nicht wahr iſt, daß wir mit Gewaltmitteln zu unſerem Ziele
kommen wollen, ſo iſt es anderſeits doch wahr, daß noch kein
politiſch reifes Volk ſich dauernd von einer Minderheit hat nieder-
halten laſſen. Gebt uns deshalb Demokratie, und ihr ſchafft ſelber
mit die Möglichkeit, den Sozialismus auf vollſtändig geſetzlichem
Wege durchzuführen.

So argumentierten wir gegen die Bürgerlichen und ſo handel-
ten wir in der Praxis. Wir taten wirtſchaftlich und politiſch alles,

um auf dem Wege der Reform unſere Forderungen durchzuſetzen.
Und die politiſch weittragendſte unſerer Forderungen war die nach
einem freien Wahlrecht, nach voller Demokratie im Lande. Vom
Boden der Demokratie aus mußten wir totſicher zur politiſchen
Macht und damit zur Möglichkeit der geſetzlichen Durchführung auch
unſeres Endgziels gelangen, weil wir daran nicht zweifelten, daß
wir zahlenmäßig im Volke die Mehrheit erlangen würden. Aber
eben weil dieſe Gewißheit vorhanden war, deshalb rechnete auch

ein Teil unſerer Partei nicht damit, daß wir jemals zum voll
ſtändig gleichen Wahlrecht und zur vollen Demokratie gelangen
würden ohne die Anwendung von Gewaltmitteln. Weil eben die
Demokratie nur die Sozialdemokratie zur Macht bringen würde,
deshalff würden alle Bürgerlichen, auch die ſich demokratiſch nennen
den, die Demokratie ſchließlich verraten. Unſer ganzer früherer
Streit zwiſchen Reviſioniſten und Radikalen drehte ſich denn auch
hauptſächlich darum, ob' wir zum freien Wahlrecht, zur Demo
kratie gewiſſermaßen von ſelbſt, als notwendige Folge unſerer
ganzen übrigen Entwicklung kommen würden, oder ob wir dazu
die Anwendung von Gewaltmitteln in Rechnung ſtellen und unſere
Anhänger auf dieſe Entwicklung hin erziehen müßten.

Folgende Logik war dabei ſicher beſtechend: Die Partei kann
nicht grundſätzlich auf die Anwendung ſchärferer Mittel verzichten.
Sie kann wohl alles tun, um auf anderem Wege zum Ziel zu ge
langen, hätte ſie aber grundſätzlich alle direkt revolutionären
Kampfmethoden abgeſchworen, dann hätte ſie aufgehört, eine revo
lutionäre Partei zu ſein. Dann brauchten gegenüber ihrer ent
ſcheidenden Reformforderung die Gegner ja nur ein ſtarres Nein
aufgzurichten, und ſie hätte vor dieſem Rein kapituliert und ſich
ſelber den Weg verſperrt, auf legale Weiſe zum Siege zu kommen.
Das hat die Partei nicht getan. Sie hat aber auch allem
theoretiſchen Streit darüber, ob wir mit oder ohne Gewalt die
Würgerlichen zur Freimachung der Bahn zu unſerer Macht be
kKtmmen würden, ein Hiel geſetzt, indem ſie durch die Tat des

Aus d ſent J der Verordnung über die elen zur deſſe n chen Sanenalkerſammiung
folgendes hervorz

Wahlberechtigung
Die Mitglieder der faſſun Rationalr werden in aügeweine g

n nach den Grundſätzen

n deutſchen

ttel und menis hler hat eine Stimme. hlberechtigt e
änn nd di lt l 16. ar 191dar gehenden Lonendei da tet Weh t dern

gegenüber dem r recht auf die Frauen, auf die 20-
bis 25 jährigen und auf die Perſonen des Soldalenſtandes ar
dehnt worden. Wahlaus'ſchließungsgründe ſind i Entmün-
digung und Vormundſchaft ſowie der Verluſt der dürgerlichenSt te; Konkurs und Armenunterſtützung ſind nicht mehr

ahlausſchlie s Wähld ar ſind älle Wahlderechtig
hltage ſeit mindeſtens einem Jahre Deutſche ſind.

Die Wahlklkreiseinteilung
beruht auf dem Grundfatze, daß auf durchſchnittlich 150000 Ein
wohner, nach der Volkszählung vom 1. Dezemder 1910 ein Abge
ordneter entfällt und dort, wo Landes und Verwaltungobezirks-
n bei der r 15 tigt werden müſſenein Ueberſchuß von mindeſtens 75 000 Einwohnern vollen 1650
Einwohnern gleichgerechnet wird. Jn Preußen bilden die kleineren
Provinzen, die großen Regierungsbezirke ſowie Berlin je einen
Wahlkreis; andere Regierungsbezirke ſind, zum Teil auch mit
r ier Gebieten, zuſammengelegt worden. Bayern
zerfällt in vier, Sachſen in drei und Württemberg in zwei
Wahlkreiſe. Baden, Heſſen und Elſaß-Lothringen
bilden je einen Wahlkreis. Die kleineren Bundesſtaaten ſind zu
Wahlkreiſen rig worden.

Jnsgeſamt ſind 38 Wahlkreiſe gebildet worden. Die bisherigen
ſächſi ſchen Reichstagswahlkreiſe 1--9 mit 1 771 117 Einwohnern
wählen 12 Abgeordnete, die Reichstagswahlkreiſe 10- 14 mit
1 165330 Einwohnern wählen 8 Abgeordnete und die Reichstags
wahltreiſe 15--23 mit 1870214 Einwohnern wählen 12 Abge-
ordnete. Jnsgeſamt ſind in der Republik Deutſchland 433 Ab
geordnete zu wählen.

Bezüglich der

ten, die am

Wählerliſten
folgt das Geſetz im allgemeinen dem Reich stagswahlrecht, weil

9. November die Beſtimmung darüber weſentlich in unſer eigenes
Ermeſſen brachte. Jetzt hat ſie unverrückbar die politiſchen Grund-
forderungen unſeres Programms hochzuhalten und ſo ſchiigll wie
möglich jene Verfaſſung zu ſchaffen, von der aus die Sogzialdemo-
kratie geſetzlich zur Macht gelangt, die Demokratie. Von ihrem
Boden aus kann die Sozialdemokratie geſichert ihre Ziele verwirk-
lichen. Sie kann eine neue Aera revolutionär-reformiſtiſcher Ent
wicklung einleiten mit ausgeſprochen ſozialiſtiſcher Zielrichtung.

Politiſche Demokratie iſt zunächſt noch nicht Sozialismus.
Demokratie iſt ein Zuſtand, unter dem alle erwachſenen Staats-
angehörigen politiſch gleichberechtigt ſind, unter dem das Volk ſelbſt
durch Mehrheit die Regierung ausübt. Sozialismus iſt ein Zu-
ſtand, wo neben der politiſchen Gleichheit auch noch die wirtſchaft
liche Gleichheit beſteht, wo es keine Kapitaliſten und Lohnarbeiter
mehr gibt, wo auf allen Gebieten der Klaſſenunterſchied und die
Klaſſenherrſchaft, wo überhaupt die Klaſſengeſellſchaft gänzlich ab
geſchafft iſt. Verfaſſungsrechtliche Demokratie kann an einem
Tage errichtet werden. Sozialismus kann nicht durch ein paar
Geſetze dekretiert noch durch eine Erhebung verzweifelter Menſchen
und noch viel weniger auf den Ruinen der bisherigen Wirtſchafts
verhältniſſe auf einmal errichtet werden; er muß in einer ſorg-
fältigen planvollen Entwicklung etappenweiſe entſtehen; das End-
ergebnis, der volle Sozialismus, wird aber in den nächſten Jahren
noch gar nicht kommen können.

Allein zur ſcharfen bewußten Anbahnung dieſer Entwicklung
dient uns der Zuſtand der Demokratie. Ein kapitaliſtiſch ausge
beutetes Volk, wenn es ſelber die ſtaatliche Herrſchaft ausübt, muß
und wird in ſeinem eigenſten Jntereſſe die Urſache ſeiner Aus
beutung zum Verſchwinden bringen, indem es die im Jntereſſe
der Kapitaliſten geführte Produktion auf die heute möglich ge
wordene Weiſe in eine ſolche, die allein im Intereſſe der Allgemein
heit geführt wird, umwandelt. Das wäre dann der Sozialismus.

Den wollen die bürgerlichen Schichten, die ſichſauch Demokraten
nennen, nicht. Sie ſtimmen zwar der Umwälzung der politiſchen
Geſellſchaftsgrundlage, der Demokratie, d. h. der Selbſtregierung,
der Selbſtreglung der politiſchen Verhältniſſe durch das Volk zu,
aber die wirtſchaftliche Geſellſchaftsgrundlage ſoll im weſentlichen
die alte bleiben.

Dieſes entſcheidende Gegenſatz zur bürgerlichen Demo-
kratie bringt die Sozialdemokratie auch in ihrem Namen zum Aus
druck. Sozial heißt geſellſchaftlich; ſoziale Demokratie heißt alſo,
die Regierung durch das ganze Volk auf dem ganzen geſellſchaft-
lichen Gebiete, auf dem wirtſchaftlichen ſo gut wie auf dem ſtaat-
lichen, auszuüben.

Ein Zuſtand, wie ihn die bürgerlichen Demokraten wollen, iſt
nur ſo lange haltbar, wie die Volksmaſſen nicht über ihr eigenes
Intereſſe aufgeklärt ſind. Jſt in einem demokratiſch regierten
Volk die Mehrheit aber von der Möglichkeit und Notwendigkeit des
Sozialismus überzeugt, ſo wird ſie zur Selbſtreglung auch auf dem
wirtſchaftlichen Gebiet durch die Verwirklichung des Sozialismus
unaufhaltſam ſchreiten.

Zu dieſem Ziele hin hat die Partei von jeher die politiſche
Demokratie erſtrebt, und zwar nicht als Selbſtzweck, ſondern als
Mittel zum Zweck, als Vorausſetzung, um zum Sozialismus zu
kommen.

An dieſer klaren geſicherten Taktik muß ſie feſthalten, auch
jetzt, wo die Frage, ob wir durch parlamentariſche oder durch außer
parlamentariſche ſchärfere Mittel den alten Staat zu dem großen
Fortſchritt, zur Einführung der Demokratie nötigen, durch die Tat
ſachen gelöſt iſt. Jetzt ſteht die Frage bei uns, anſtatt bei den
Gegnern. Die Antwort darauf iſt durch unſer Programm und
unſere ganze Vergangenheit gegeben. Was uns vom Boden der
Demokratie aus zu tun bleibt, iſt: Das Volk zu gewinnen und
das iſt die Vorausſetzung zur Einleitung jener Entwicklung, in
der wir durch ſie zum Sozialismus gelangen. W. R.

Politiſche Kundgebungen von
Soldatenräten.

Cuzhaven, 1. Dezember. In der Preſſe wird behauptet, daß
in den Hafenſtädten, unter anderen auch hier in Cuxhafen, eine
lebhafte Werbung für den Plan eingeſetzt habe, unter keinen Um
ſtänden Schiffe an die Werften zu bringen, um ſo die Heranſchaf
fung von Lebensmitteln zu hindern. Dies Gerücht iſt un
wahr und im Intereſſe der Gegenrevolution verbreitet. Weder
der hieſige Arbeiter- und Soldatenrat noch der oberſte Marinerat
der Niederelbe in Hamburg betreibt eine derartige Wühlerei für
die Sabotage. te ſie von irgendeiner Seite verſucht werden,ſo werden wir dem auf das i entgegentreten. Die Marine
ſetzt hier wie überall ihre ganze Kraft für die Erfüllung der Waf
fenſtillſtandsbedingungen und die ausreichende Verſorgung des
Landes mit Lebensmitteln aus dem Jn- und Aushande ein.

Das Wahlrecht zur Kationalverſammlung.
otwendig erſcheint, die Grundlagen die Augatun desl ſo zie wie irgend eſtalten. Hier

ei ſondere v mmungen ger h dien wärti ſchiebu echnungn geh fu kehrenden Feld
nehm en n4 n ver der

Verhältniswahl

tags angenommen worden iſt. Nur i Rückſicht auf die Größe
der neuen Wahlkreiſe beſtimmt worden, daß die Wahlvorſchläge
nicht bloß von 50, ſondern mindeſtens von 100 wahlberechtigtenPerſonen des Wahlkreiſes unterzeichnet ſein müſſen.

Die Wahlordnung,
die der Staatsſekretär des Jnnern auf Grund einer ihm erteilten
Ermächtigung erlaſſen hat, dringt die erforderlichen Ausführungs

verDas Wahlrecht darf nur in dem Stimmbezirk ausgeübt wer
den, in dem der Wählberechtigte in die Wählerliſte eingetragen
iſt. Jeder Stimmbezirk ſoll durchſchnittlich 2500, höchſtens 3500

inwohner umfaſſen. Beim Wahikommiſſar ſind ſpäteſtens am
21. Tage vor dem Wahltag Wahlvorſchläge einzureichen. Die
Wahlvorſchläge v von mindeſtens hundert im Wahlkreis zur

l die Verordnung dem Reick 24. Auguſt 1918r en von dere berwant des Reichs
m

Ausübung der l derechtigten Perſonen unterzeichnet ſein.
Von jeden vorgeſchiagenen Bowerber iſt eine Erklärung über
ſeine Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag anzu
ſchließen. Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander ver-
bunden werden. Die Äbgeordnetenſitze werden auf die Wahl
e nach dem Verhältnis der ihnen zuſtehenden Stimmen
verteilt.

Die h müſſen unverzüglich ernannt werden,
die Ernennung iſt öffentlich dekanntzumachen. Der Wahltommiſſar
hat ſpäteſtens vier Wochen vor dem Wahltag zur Einreichung
von Wahlvorſchlägen durch eine Bekanntmachung aufzufordern.
Die- Wahlhandlung beginnt um 9 Uhr vormittags. Der
Wahltommiſſar hat die Gewählten von der auf ſie gefallenen
Wahl zu venachrichtigen und ſie aufzufordern, ſich binnen einerWoche nach Zuſtellung der Nachricht üder die ünnahme der Wahl
u erklären. Schweigen oder Annahme unter Vörbehalt oder

erwahrung gilt als Ablehnung.

Gine Kundgebung der Marineſoldaten.
In einer ſtark beſuchten ttrtra von Marineangehörigen,

die am 2. Dezember im Dresdner Volkshauſe ſtattfand, wurdeeinſtimmig fo ende rer angenommen:
„Die am 2. Dezember 1918 im Dresdner Volkshauſe verſam-

melten Marineangehörigen prokeſtieren mit aller Entſchiedenheit
gegen die Anfeindungen, die ſie in vielen Fällen in Dresden eren Sie erklären ausdrücklich, nichts mit bolſchewiſtiſchen Be
trebungen zu tun zu haben. Sie ſtehen einmütig zur jetzigen Re
gierung und begrüßen deren Entſchluß, die Geſchicke des Volkes in
die Hände einer Rationalverſammlung zu legen, die den Willen
des geſamten Volkes vertritt.“

Jn dieſer Verſammlung wurde ein dreigliedriger dorläufiger
Marinerat gewählt, der gemeinſam mit dem Arbeiter und Sol
datenrat Groß Dresden arbeiten ſoll.

EisnerſcheQuertreibereien.
Aus München wird unterm 2. Dezember amtlich ge

meldet: Es ging heute folgendes Telegramm ab:Secſer dert Berlin.
Der Miniſterrat des Volks aates Bayern einſtimmig der

Meinung, daß ſofort eine Konferenz der Vertreter der
deutſchen Regierungen in Jena oder an einem anderen
zentral r Ort einberufen werde, in der eine program-matt 8 e Kundgebung der äußeren und inneren Politik zu
vereinbaren iſt. Zu den unerläßlichſten Programmpunkten ge-
hören die Frage der Rationalverſammlung, die Beſetzung
des Auswärtigen Amtes in Berlin und die Aktenver-
öffentlichungen. Die Konferenz ſoll je nach der Größe der
Bundesſtaaten aus allen bis drei Mitgliedern zuſammengeſetzt
werden.

Der Miniſterpräſident des Volksſtaates Bayern.
gez. Kurt Eisnetr.

Jn der Montag Vormittagsſitzung des bayeriſchen
Landeszentral-Soldatenrats im Landtagsgebäude
wurde einſtimmig ein Antrag des Abgeordneten Endres-

ürth angenommen, ſämtliche Miniſter zu erſuchen, zur
eilnahme an den Beratungen und zur Abgabe von Er-

klärungen in der Sitzung zu erſcheinen. Die Miniſter
ließen mitteilen, daß ſie ſich nachmittags im Landtags
gebäude einfinden würden. Jnzwiſchen fand ein gemein-
ſamer Miniſterrat ſtatt, der ſich vermutlich mit den nach-
mittags abzugebenden Erklärungen befaßte.

Der geſamte Miniſterrat erſchien dann in der ſechſten
Nachmittagsſtunde im Landesſoldatenrat, und alle Miniſter
gaben der Reihe nach Erklärungen über ihre Politik und
ihr Programm ab. Miniſterpräſident Eisner verlas unter
ſtürmiſchem Beifall eine hochbedeutſame Erklärung, nach
der ſich der Miniſterrat P einſtimmig auf eine Kund-
gebung eeinigt hat. Dieſe wendet ſ2 42 jede Loslöſung
vom Reich und ſpricht ſich für die Schaffung eines föde
rativen Staatsweſens unter der Mitarbeit der breiten
Maſſen des Volkes aus. Sie bittet die Entente, das deutſche
Volk durch die Verſicherung zu beruhigen, daß ſie nicht be
abſichtige, Deutſchland aufzulsſen, weitere deutſche Gebiete
en und die Feindſeligkeiten wieder zu beginnen.

ie Regierung verſichert, daß die Arbeiter Soldaten und
Bauernräte keine terroriſtiſchen Organiſationen ſind, ſon
dern demokratiſche Körverſchaften der öffentlichen Kontrolle
und Sicherheit. Die Volksregierung Bayerns werde ihr
Verſprechen erfüllen, eine Nationalverſammlung ſobald wie
möglich einzuberufen, Der Miniſterpräſident ſei vom
Miniſterrat zu Friedensbemühungen ermächtigt.
Der Miniſterrat Bayerns betont ſchließlich die Notwendig-
keit, daß ſich alle Regierungen Deutſchlands unverzüglich

5 feſtes Programm der äußeren und inneren Politik
reinigen.Die vereinigten Verbände des Verkehrsperſonals

in Bayern richteten an die Regierung des Volksſtaates
Bayern eine Kundgebung, in der es heißt: Kraft derVerantwortung, die wir für die ungeſtörte Aufrechterhal
r des Verkehrs, der öffentlichen Ordnung und der Volks
ernährung T kraft der Macht, die in unſern Händen
ruht, mit der der Staat ſteht und fällt, richten wir an die
Regierung des Volksſtaates Bayern die Aufforderung,
ihr Wor ergeuleſer, die dayeriſche Nationalver-
ſammlung ohne Verzug einzuberufen und die Vor-
bdereitungen hierzu El zu treffen. Wir verlangen,
daß die verſaſſunggebende bayeriſche Nationalverſammkung
einige Wochen vor der konſtituierenden Nationaiverſamm
lung des Reichs ſtattfindet und das Volk hierbei in aller
Freiheit durch geheime, direkte Wahl unter vollſter Sicher
heit der Verſammlung an der Bildung eines gerechten,
geordneten Gemeinweſens mitwirken kann
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Die oldatenräteDie e e
Am Sonntag verſammelten ſich die Front n in Emd
zu einer Tage Anweſend waren etwa Delegierte, unter
denen viele Offigiere befanden. Jn der Mehrzaht en die
Teilnehmer zu den Jntellektuellen. Kamerad Giebel ſprach für
die Regierung. Kamerad Thiele gab eine kurge Zuſammen
ſtellung der Vorgänge, die zur Revolution führten, und ſeine
Ausführungen unter lebhafter Zuſtimmung der Anweſenden dahinzuſammen, daß die Revolution degelranſch und ren ſein
müſſe. In der er wurde allſeitig der Wille des Volkdheeres
bekundet, hinter der Regierung zu ſtehen und etwaige ſeparatiſtiſche
eine des Berliner Vo h ehe zu bekämpfen Bei
den Teilnehmern waren vielfach falſche Vorſtellungen über Stärke
und Bedeutung der Spartakusgruppe und des Schlagwortes „Bol-
ſchewismus“ vorhanden.

Die Tagung nahm einſtimmig folgende Reſolution an
„Wir in Bad Ems verſammelten Delegierten des Feldheeres

begrüßen die neue deutſche Freiheit, grü die junge deutſche
Republik. Wir ſind gewillt, die Errungenſchaften der Revolution
gegen alle Gefahren und Angriffe zu verteidigen, von welcher Seite
ſie immer kommen mögen, gegen revolutionäre Strömungen von
rechts die auf eine Wiederaufrichtung des alten Regimes abzielen,gegen Verſuche von links, die Gewalt von oben durch die Gewalt

einer Minderheit zu erſetzen; denn damit würde nur der Frieden
verhindert, die Einheit des Reiches gefährdet, die Ordnung im
Jnnernaufgelöſt, der Neubau des Vaterlandes unmöglich gemacht.
Beide Verſuche führten lediglich zum Vürgerkrieg.

Für den Neubau einer politiſchen Demokratie iſt auch, um die
Folgen der Verwüſtungen des Krieges zu heilen, die ſchrittweiſe
Sozialiſierung der dafür reifen Vetriebe notwendig. Rur ſo könn
ten wir vor allem die heilige Pflicht. die das Volk gegen die Opferdes Krieges, die Witwen und Waiſen unſerer geſa enen Kame-

raden, die Kriegsbeſchädigten hat, erfüllen, ſo nur iſt es möglich,
auch die ſozialpolitiſchen u des werktätigen Volkes, der
Hand und Kopfarbeiter zu verwirklichen.
Un ſo mehr beklagt der Vertretertag des Feldheeres die Streiks
in lebenswichtigen Jnduſtrien. Wir, die wir in jahrelangen ſchweren
Kämpfen unſer Leben eingeſetzt haben, appellieren an die Einſicht
und Solidarität der geſamzen deutſchen Arbeiterſchaft, den Wiederaufbau durch Arbeitsverweigerungen nicht zu gefährden. Denn
gerade die minderbemittelten Bevölkerungskreiſe würden am ſchwer-
ſten unter den Folgen leiden, unſere Exiſtenzmöglichkeit aufs ärgſte
gefährden werden. Der Vertretertag iſt ſich bewußt, daß zur Siche-
rung der demokratiſchen und ſozialiſtiſcher Ziele ſo ſchnell wie mög
lich eine geſetzmäßige Regierungsgewalt gegründet werden muß.
Er verlangt ſo die Einberufung der verfaſſunggebenden Rational
verſammlung. Die Teilnahme muß für alle wahlberechtigten Ange-
hörigen des Heeres geſichert ſein. Die Vertretung hat das Ver-
trauen zur Regierung EbertHaaſe, daß ſie in dieſer Richtun
ganze Kraft einſetzen wird, und ſtellt ſich im Namen des
entſchloſſen hinter ſie.“

Fochs Lokomotiven Altimatum.

ihre
eldheeres

Gegen das Verlangen der Franzoſen nach Aus lieferung
der ſtärkſten und beſten Lokomotiven, für das Generaliſſi-
mus Foch ſchließlich ein Ultimatum mit 24-ſtündiger Friſt ſtellte,
pet taatsſekretär h nachdrücklich Einſpruch er

oben und erklärt, die Erfüllung der Forderung wäre ſelbſt dann
unmöglich, wenn man das ganze deutſche Wirtſchaftsleben zum
Herausſuchen der ſtärkſten und beſten Lokomotiven in Unoxdnunbrächte. Er hat den Vermittlungsvorſchlag gemacht vaß
Deutſchland alle S lreig in Reparatur ine okomo
tiven nach Fertigſtellung abliefert. Als Termin der Auslieferung
wurde der I. Februar 1919 e Der Vermittlungsvor
ſchlag iſt an die Seengeng geknüpft, daß die Franzoſen in Bel
gien und Nordfrankreich beſchlagnahmte Lokomotiven in Anrech
nung bringen und ihre Zahl namhaft machen. Die franzöſiſche
Forderung ginge über Sinn- und Wortlaut des Waffenſtillſtands
vertrages weit hinaus, da dort über die Qualität der abzulie
fernden Maſchinen keine Beſtimmung getroffen ſei.Wie der Kölniſchen Zeitung aus 8

Foch ſein Ein verſtändnis mit dem vom
berger gemachten Vermittlungsvorſchlag erklärt.

Der Vorwärts ſagt: Es gibt keinen Zweifel mehr, daß die
Gegner entſchloſſen ſind, uns aufs tiefſte zu demütigen, uns zu
verletzen, jeden Funken von Würde bei uns zu zertreten. Der
ungezügelte Kriegshaß will ſeinen Triumph voll auskoſten. Und
da gibt es noch Leute, die durch tolle Treibereien die Tfr eines
feindlichen Einmarſches in Deutſchland vergrößern helfen

Die Räumung Kölns.
Nach der Deutſchen Allg. h der Duürchmarſch der

taatsſekretär Erz-

Truppen auch in den letzten Tagen trotz des überaus ſrarken Ver
tehrs in der Stadt glatt verlaufen. Die Soldaten wurden von
der Bevölkerung wiederum ſtürmiſch begrüßt. Der Durchzug der
6. Armee durch Köln iſt bereits vollendet. Bis ſpäteſtens morgen
wird das letzte Regiment, das 271. Jnf. Regt., die Brücke über-
i aten haben. Jm Dom wird eine Feier ſtattfinden, bei der

ürgermeiſter Albermann eine Rede halten wird. Jn der Stadt
herrſcht große Tätigkeit, um die Ehrenpforten abzubauen und die
Fahnen wieder einzuziehen.

Um noch möglichſt viel Kriegsmaterial aus Köln fortzuſchaffen,
erläßt das Gouvernement einen Aufruf an die Bevölkerung und
ſtellt die e von Prämien in UAusſicht, um die Geſchütze
noch rechtzeitig in die neutrale u zu bringen. Es werden für
ein Feldartillerie-Geſchütz 100 M., für ein ußartillerieGeſchütz
200 M. bezahlt. Das Gouvernementsgericht in Köln ſchließt heute
ſeine Pforten, nachdem es ſeit 1815 beſtanden hat. Geſtern ſind
die erſten engliſchen Quartiermacher in Köln eingetroffen.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Veich.

Der Reichsausſchuß des Vollzugsrates,
der laut z des a vom 29. November gebildetwurde, beſteht aus 8 Groß- Berliner und ne Mitgliedern
und 8 Vertretern der auertreſ chen Bundesſtaaten, ferner aus
3 Mitgliedern der Oſt und Weſtfront ſowie der Marine, zuſam-
men aus 19 Mitgliedern. Jn der Sir d e am30. Rovember wurden nur die preußiſchen Mitglieder gewählt.
Erſchienen ſind ferner als Vertreter Bayerns Haederich Und El
ſaß-Lothringens Lemke. Die übrigen Vertreter werden erſt von

re taaten delegiert werden. Hieran wurde telegraphiſch
erinnert.

Jn ſeiner geſtrigen Sitzung konſtituierte der Reichsaus-ſchuß und wählte zu e Sknwenden Däumig, zum ſtellver
tretenden Vorſitzenden den Vertreier Bayerns, Haederich.

Das KReichsernährungsamt
t auf dem Standpunkt, daß es gegenwärtig ganz unmöglit den Wünſchen nes gee 9 e frelen ndels i u

wie entgegenzukommen. Es di igt alle Verſuche, desLeipziger und Dresdner und S.-Rates, Meer den
Kopf der an hinweg Lebensmittel aus uslande zu deſchaffen. Erſt wenn die neutralen Staaten r
Kontingent liefern, käme für den Aufkauf der freie Handel in

age.s ReichsErnährungsamt plant durchgreifende organiſa
toriſche Aenderungen zur umfaſſenden Bekämpfung des
Schleichhandels und Wuchers-

ne

ern wird, hat

der Verden u t r verlautet
däß eine weſentli rn nichterwartet werden darf. Die durch Einſtellung der Fabrikation von

Sprengmitteln de en n betragen nur ein Zwölftelder Sgenigt ktion. Die Fabriken ſind allgemeinen delie-
fert, aber die Transportfrage, die Kohlenfrage und die Einfüh-
rung des achtſtündigen Arbeitstages machen Schwierigkeiten.

Die achtſtündige Arbeitszeit marſchiert.
Durch Vereinbarung mit dem Reichsmarineamt haben vie

Organiſationen der Metallarbeiter den r Arbeitstag53 eine Lohnr irre für die Marinebetriebe erreicht. Auf der
Keichswerft in Wilhelmohafen iſt die achtſtündige durchgehende
Arbeitszeit bereits eingeführt. Die neuen Stunden prie etragen
für Arbeiter und Handwerker 2.10 bis 2.40 M., für Lehrlingend Jrogendliche dis zum 29. Lebensjahr 0.0 dis 2.— M. Den

eamtengehältern werden die Arbeiterlshne zugrunde gelegt und
nach der Stellung und Verantwortlichkeit erhöht. Das Reichs
marineamt hat verſprochen, den Betrieb der Reichswerft auch nach
dem Kriege mit 11 12000 Arbeitern wie vorher im vollen Umfange
aufrecht zu erhalten.

Die organiſierte Wohlfahrtspflege
im ganzen Reich hat ſich in einer dem Reichsarbeitsamt zugegan
n von zahlreichen Zentralorganiſationen unterzeichneten Er
lärung der Reichsregierung zur Verfügung geſtellt und ihre volle

Bereitwilligkeit ausgeſprochen, bei der Bekämpfung der namentlich
in der Uebergangszeit zu erwartenden Notſtände in verſtärktem
e mitzuarbeiten. Auch wird um Heranziehung z Vertreter
zu ſachverſtändiger Mitberatung und gutachtlicher c in
allen hiermit in Zuſammenhang ſtehenden Fragen erſucht.

Trennung der Kirche vom Staate.
Der preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbil-

dung, Adolf Hoffmann, hat auf eine an Herrn Edert gerichtete
uſchrift vom 25. November 1016 über die Entſchließung einer
erſammlung von Vertrauensmännern der Zentrumspartei des

Reichstagswahlkreiſes DortmundHoerde vom 24. November u. a.
erwidert, auch von den „neuen Männern“ denke niemand daran,
die religiöſe und Gewiſſensfreiheit anzutaſten. Das Erziehungs-
recht der Eltern werde ungeſchmälert bleiben, deshalb ſollten die
Eltern das Recht haben, ihre Kinder von Angeſtellten derjenigen
Kirche, welcher ſie ſelbſt angehörten, in ihrem Glauben erziehen zu
laſſen. Dem Chriſtentum werde volle Freiheit und Gleichberechti-
gung nach jeder Richtung hin gewährleiſtet.

Hinſichtlich der Trennung von Staat und Kirche ſei es ſelbſt
verſtändlich, daß an dem Etat der bis zum 1. April 1919 laufe,
nichts geändert werde. Sollte die Trennung bis dahin vollzogen
werden, ſo werde ein ſtaffelweiſer Abbau der Bezüge der Kirche
in einer Weiſe vorgenommen werden, der keinerlei ſoziale Härten
beſonders gegen ärmere Gemeinden mit ſich bringt.

Die Diäten der Reichstagsabgeordneten.
Reichstagspräſident Fehrenbach erhielt vom Reichstag s-

buregau heute folgendes Telegramm:
Von der Reichsregierung iſt folgendes Schreiben einge

gangen: Die Reichsregierung hat verfügt, Sie zu beauftragen,
am 1. Dezember 1918 an die Herren Reichstagsabgeordneten nur
die Diäten auszahlen zu wollen, die im Falle der erfolgten
Reichstagsauflöſung bezahlt werden müßten. Zugleich beauf-
tragen wir Sie, die Einziehung der Eiſenbahnfahr-
karten der Herren Reichstagsabgeordneten veranlaſſen zu

wollen. bert. Haaſe.Der Präſident des verfloſſenen Reichstags hat gegen dieſe Ver-
fügung der Reichsleitung als ungeſetzlich Proteſt erhoben.

Die Lage in den Kohlenrevieren.
Aus Oberſchleſien wird ein weiterer Rückgang des

Streiks gemeldet. Trotzdem keine Steigerung der Förderleiſtung.
Am Sonnabend wurden 5288 Eiſenbahnwagen geſtellt. Montag
morgen wurden 4941 Wagen angefordert (gegen 12 000 normal
während des Krieges).

Aus dem rheiniſch- weſtfäliſchen Bezirk verlautet
nichts von Streiks. Aber auch hier geringe Förderleiſtung. Am

Sonnabend ſind 14 6593 Wagen geſtellt worden gegen 24—25 000 in
ſtörungsfreſen Zeiten während des Krieges.

Aus Be uthen (Oberſchl.) wurde geſtern noch telegraphiſch
gemeldet: Der oderſchleſiſche Bergarbeiterſtreik kann als erloſchen

werden. Bei der heutigen Frühſchicht wurde nur noch
auf der Hedwig Wunſch Grube geſtreikt. Dort fehlten von
660 Mann unter Tage 113 und von 888 Mann über Tage 440.
Jn allen übrigen Grüben iſt die Arbeit überall wieder aufge-
nommen worden.

Gegen diktatoriſche Zumutungen.
Der A. u. S-Rat in Gotha nahm Stellung zu der Haltun

des Delegierten Geithner, der als Vorſitzender des Rates na
Berlin zur Reichskonferenz geſandt worden war und dort ſchroff

e gen raſche Wahlen zur konſtituierenden Nationalverſammlung
tellung genommen hatte. Geithner wurde ſeines Amtes

enthoben. Die Mehrzahl der Ratsmitglieder war der Meinung,
daß die Diktatur lange genug wie ein Alp auf dem Volke gelegen

abe und jede neue Diktatur nur ſchädlich ſein könne. Auch die
altung des Unabhängigen Abgeordneten Bock wurde lebhaft

kritiſiert: bald ſei er wild radikal, bald vertrete er gut-
bürgerliche Anſchauungen. Wenn Bock ſich vom A. u. S. Rat
zurückgezogen habe, ſo könne das der Bewegung nur zum Vor-
teil gereichen.

Staatliche Aufträge für die Aebergangswirtſchaft.
Der Stagisſekretär für die Demobiliſation hat an die Mini-

ſterien und übrigen Behörden Richtlinien für die Erteilung von
Staatsaufträgen in der Uebergangszeit erlaſſen. Danach iſt die
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und die Belebung des Arbeits-
marktes während der Demobiliſationszeit die alleroberſte Pflicht
des Sigates und ſeiner Organe, auch und beſonders dort, wo ſiefiskaliſche Fonds verwalten. Um die Vergeudung von Staats-
mitteln zu verhüten, iſt überall zu begchten, daß der finanzielle
Mehraufwand, rechtzeitig eingeſetzt, billiger kommt als die len
von Unruhe und Umſturz. Jeder Auftrag hilft. s iſt
keiner zu klein, aber auch keiner zu groß. Die Erkenntnis hier
über iſt zu verbreiten. Die jetzige Teuerung würde vom Stand-
puntt der Privatwirtſchaft oder fiskaliſchen Fondsverwaltung aus
zur Zurückhaltung irgend aufſchiebbarer Aufträge führen, alſo die
Lage weſentlich verſchärſen. Jetzt aber iſt die Staatsſicherheit
ernſtlich in Frage geſtellt und dieſer Geſichtspunkt in den Vorder-
rund zu rücken. Zur Verfügung ſind zu ſtellen Reſte aus dem
orjahre und gus den laufenden Mittein, Mittel auch An-

leihemittel im Rahmen der für 1919 in Ausſicht genommenen
Aufträge, ſoweit dieſe Mittel für die Arbeiten für erforderlich
gehalten werden. Die Anträge ſind im üblichen Geſchäftswege
zu ſtellen. Sofortige Vergebung von Bauten und Beſchaffung von
Materialien iſt beſonders wichtig, weil die Unternehmer müſſen
einrichten können. Von öffentlichen Ausſchreibungen kann in den
Fällen, in denen ſie die Ausführung aufhalten würde, Abſtand
genommen werden.

Sitzung der Stadtverordneten.
Nach einer nichtöffentlichen Sitzung werden für die Ausgaben

des Arbeiter- und Soldatenrats 50 000 M. bewilligt.
Zur Wahl eines beſoldeten Stadtrates beantragt Stadiv.

Herzfeld (Dem.) u. Gen. und Stadtv. Em mer (Soz.) u. Gen.

Kommunalgeſetzgebung kommen werde, die auch die Wahl der Be
hörden auf eine ans andere Grundlage ſtellen werde. Falls es
dringend an Arbeitskräften im Magiſtrat fehlen ſollten, möge man
e Aſſeſſoren als Hilfskräfte verwenden, die ja nicht auf
ange Zeit angeſtellt ſeien. J Rive erklärt, daß
wohl die beantragte Ausſetzung der Wahl verſtändlich fot, aber die
Stadtverwaltung ſtehe vor dem Zuſammenbruch. Schon jetzt wür-
den infolge der außergewöhnlichen Verhältniſſe übermäßige Ar
beiten von den vorhandenen Magiſtratsbeamten gefordert. Es ſeidringendes Bedürfnis für eine eingearbeitete Kraft Deshalb könne

auch der Vorſchlag, ſich mit einem Aſſeſſor zu begnügen, kein
nügender Ausweg ſein. Stadtv. Gerig hält, trotz der Ausfüh-
rungen des Oberbürgermeiſters, den Vorſchlag, mit Aſſeſſoren ſich
einſtweilen zu helfen, aufrecht. Stadtv. Em mer geht nach denErklärungen des Oberbürgermeiſters etwas aueführlicher auf die

ganze Frage ein. Beſonders hebt Redner hervor, daß es in ſolcher
unſicherer Uebergangszeit ganz unverantwortlich ſei, einen Mann
wieder auf 12 Jahre anzuſtellen. Wenn es ſo lange gedauert ha
könne es auch noch eine Weile weitergehen. Der vorgeſchlagehe
Herr ſei den Stadtverordneten ganz unbekannt, da ſei es ver-
ſtändlich, daß man ſich vorſehen wolle, um nicht wieder nutzlos
75 000 M., wie erſt kürzlich, hinauswerfen zu müſſen. (Sehr gut!)

Stadtv. Her zau erklärt, daß der Bewerber körperlich geſund
i, bis auf eine unbedenkliche leichte Herzerkrankung. Stadto. Oſt e r-
urg ſtellt feſt, daß der Bewerber ja auch nur Aſfeſſor, und doch erſt

Stadtrat werden wolle. Da könne wohl ſehr gut das Uebergangs-
ſtadium mit einem Aſſeſſor überwunden werden. Oberbürgermeiſter
Rive meint, daß die Schwierigkeit darin beſtehe, daß ein Aſſeſſor eden
keine volle Verantwortung trage, ſo daß alle ſeine Arbeiten nochmals
von einer verantwortlichen Perſon nachgeprüft werden müßten. Da
müſſe alſo gewiſſermaßen doppelte Arbeit geleiſtet werden. Stadiv.
Hoe ſchließt ſich dem geäußerten Wunſche an, die Wahl erſt vor
nehmen zu wollen, wenn man den Bewerber näher kenne. Stadiv.
Hennig ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß durch die neuen Verord-
nungen wie durch die jetzige Lage die Stadtvertretung ganz unmöglich
ſich auf 12 Jahre an einen neuen Beamten binden könne. Die Zwangs-
lage, in der man ſich befinde, fei unangenehm, ließe ſich aber nicht
ändern. Bei der Abſtimmung ſtimmen für Ausſetzung der Wahl nur
die beiden ſozialdemokratiſchen Gruppen. Die rtagung bis zur
Vorſtellung des Bewerbers wird dann mit großer Mehrheit ange
nommen.

Zur Wahl ven zwei unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern werden
Redakteur Kilian (U. S.) und Genoſſe Gröbel in Vorſchlag ge
bracht. Jn der geheimen Wahl erhielt Kilian 38 Stimmen, Ge
noſſe. Kröbel 46 Stimmen.

Wegen Unterbringung von Truppen fragt Stadtv. Balke an, ob
dafür genügende Vorſorge getroffen ſei, zugleich bedauert er, daß der
Magiſtrat auf dieſelbe vor 14 Tagen keine Antwort gegeben
hat. Der Magiſtrat erklärt, daß wohl nur mit 30 000 Mann zu rech
nen ſei und dafür ſeien genügend Quartiere vorhanden.

Die Arbeiterfahrkarten bei der Straßenbahn haben nach einem Be
richt des Gen. Kröbel anerkennenswerte Aenderungen erfſahren, z.
B. gibt es jetzt Arbeiterfrühkarten für alle Linien zum Preiſe von
60 Pf., dann haben die Wochenkarten Geltung bis abends 10 Uhr,
und bei Krankheit wird ſie verlängert.

Die Erwerbsloſenfürſorge wird als Eilſache von Stadto. Kühme
behandelt. Danach ſollen arbeitsloſe Arbeiter bis zum Alter vön
21 Jahren 4 M. pro Tag, über 21 Jahre 5.20 M. pro Ardeite
rinnen bis 21 Jahre 2.20 M., über 21 Jahre 3 M. Unterſtützung er
halten. Für jedes Kind ſoll 1 M. gezahlt werden. Näheres wird noch
bekanntgemacht. Man beſchloß vorläufig Annahme.

Bekanntmachung.
Gemäß Ziffer 1 der Bekanntmachung des Magiſtrats vom 26. Sep

tember 1918 betr. die e des Betriebes des ſtädt. Gas
werks v ich die Sperrzeit mit Wirkung vom Dienstag, dem 3. De

5zember, auf weiteres auf
75 Uhr vorwillegs bis 4 Uhr nachillag

Während der Sperrzeit darf im Verſorgungsgebiet des ſtädt, Gas
werks der Gasleitung kein Gas entnommen werden,

Halle, den 2. Dezember 1918.
Der Vertrauensmann des Reichskommiſſars für Kohlenverteilung.

(Abt. Gas und Waſſer.)

Bekanntmachung.
v Winter 1918/109 kann Schnee und Eis koſtenlos abgeladen wer

en au1. Kehrichtplatz an der Werderſtraße bei Diemitz

feſt

2. Barbaraſtraße,5. Vörmlitzer Straße,4. WMangßfelder Straße,
5. am Krähenberg,6. an der Feldſtraße,
7. dem Schuttabladeplatz ehem. ſtädt. Sandgrube am Goidberge.

Den Anweiſungen der auf den Plätzen von der Polizeiverwaltung.
oder dem Magiſtrat aufgeſtellten Aufſeher iſt unbedingt zu folgen.

Halle, den 18. Oktober 1918. Die Polizeiverwaltung.

Lehte Lokal- und Provigznachrichten.

Halle, 3. Dezember 1918.
*Jirkus r Der ſtändig ſtarke Beſuch zeigt, daß noch

immer das größte Intereſſe für das vorzügliche Unternehmen vor
handen iſt. Jeder, der noch nicht Gelegenheit hatte, einer Vor
ſtellung beizuwohnen, kann der Beſuch nur empfohlen werden.

Städtiſcher VNahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 8001--9500,

nachmittags von 2--6 Ühr: Nr. 9501--12000 der Lebensmittel
cheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf.
ſie Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale. Umtauſ

innerhalb drei Tagen.
Friſche Aepfel. Mittwoch, vormittag 8--12 Uhr: auf Lebens-

mitteiſcheine Nr. 4001--4700, nachmittags 26 Uhr: Nr. 4701
bis 5400 in der Talamtſchule, vormittags von 9--12 Uhr:
Rr. 5401--6100, nachmittags von 12--4 Uhr Nr. 6101--8000
in der Straße 5, vormittags von 9--12 Uhr:
Rr. 47 501--48200, nachmittags von 12—-4 Uhr Nr. 48 201
bis 50000 in der Königſtraße 5. Der Abſchnitt 248 des
Warenbezugsſcheins 18 iſt abzugeben. Verkauf nur in den
vorgenannten Verkaufsſtellen.

Kartoffeln. Diejenigen, welche die auf Marke 24 zuſtehenden
artoffeln dis heute noch nicht erhalten konnten, könne

dieſelben in der Talamtſchule kaufen.
Butter. Von Donnerstag an für die Woche vom 2.--8.

ber 1918 werden 45 Gramm auf Abſchnitt 49 der T T
verteilt. Militärurlauber erhalten die Butter in der
amtſchule.

m Von Mittwoch an jede Perſon Pfund. gre 78 Pf., Paketware 80 p. pro Pfund auf aite

des Warenbezugsſcheins 18.
Quark. Mittwoch, auf Abſchnitt 5 des Einkaufsſcheins über Mol

feldſtraße 22, Wetzel, Kellnerſtraße 8, Kunze, Körnerſtra
Pötſchke, Wielandtſtraße 30. Zugelaſſen, diejenigen die
den Vorgenannten zur Kundenliſte angemeldet ſind. Jede

Ausſetzung der Wahlen. Emmer, Gerig und Oſterburg begründen
ihre Haltüng damit, daß ja über kurz oder lang eine völlig neue

Perſon Pfd. für 55 Pfennig.

kereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: Krebs, Lerchen

Sr.

n. w

e



Werktagen alle Arbeiten mindeſtens von 10 Uhr abends bis 6 Uhr

gilt der dritte Tag als Werktag.

er ſowie Nglich abends 5 r

Verordnung über die Arbeitszeit in den
Bäckereien und Konditoreien.

C(C Deutſcher Reichsangzeiger Nr. 279.)

S 1.
In den gewerblichen Fran und Konditoreien darf die regelzie tägliche Arbeitszeit der Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und

n Arbeiter acht Stunden nicht überſchreiten.
en Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern (Lehrlingen) müſſen

an jedem Arbeitstag, an dem ſie länger als vier Stunden beſchäftigt
werden, Pauſen von einer Geſamtdauer von mindeſtens einer ha
Stunde gewährt werden. Werden ſie länger als ſechs Stunden be
ſchäftigt, ſo muß die Geſamtdauer der Pauſen mindeſtens eine Stunde
und eine der Pauſen mindeſtens eine halbe Stunde betragen. Unter
brechungen der Arbeit von weniger als einer Viertelſtunde kommen
auf die Pauſen nicht in Anrechnung.

Die Beſtimmungen der Abſ. und 2 gelten auch für die Ge
fellen, Gehilfen, Lehrlinge und ſonſtigen Arbeiter, die in Gaſt undSchankwirtſchaften, Speifeanſtalten aller Art (Penſionen, Heilanſtalten,
Fabrikkantinen), Warenhäuſern, Mühlen und andern gewerblichen Be
trieben ſowie in Bahnhofswirtſchaften mit der Herſtellung von Bäcker
und Konditorwaren beſchäftigt 2 rden.

Ueber die im S 1 weſtgeſetie Dauer dürfen Geſellen, Gehilfen,

Lehrlinge und ſonſtige Arbeiter mit Arbeiten beſchäftigt werden, diezur Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens
von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, ſofern dieſe Arbeiten nicht
innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit vorgenommen oder beendet

werden können. g 3.
In allen gewerblichen Bäckereien und Konditoreien müſſen an den

morgens vollſtändig ruhen. fJn der gleichen Zeit müſfen in Gaſt- und Schankwirtſchaften,
Spoiſeanſtalten aller Art (Penſionen, Heilanſtalten, Fabrikkantinen),
Warenhäuſern, Mühlen und andern gewerblichen Betrieben alle Ar-
beiten und Vorarbeiten ruhen, die zum Herſtellen von Bäcker oder
Konditorwaren dienen; dies gilt für Bahnhofswirtſchaften.

Die Vorſchriften des S 3 finden auch auf die Anlagen zum Her-
ſtellen von Zwieback, Keks, Biskuitt, Honigkuchen, Lebkuchen, Waffeln
oder Matze Anwendung.

5 pp.s 4 6. F

An Sonn und Feſttagen S 105a Abſ. 2 der Gewerbeordnung
darf in gewerblichen Bäckereien und Konditoreien nicht gearbeitet

werden. Jedoch dürfen nach 6 Uhr abends an zwei unmittelbar auf
einanderfolgenden Sonn oder Feſttagen nur am zweiten Tage nach
6 Uhr abends während einer Stunde Arbeiten vorgenommen wer-
den, die zur Wiederaufnahme des regelmäßigen Betriebs am folgenden
Werktag notwendig ſind.

Das gleiche gilt für alle Arbeiten und Vorarbeiten, die in den
Betrieben des S 3 Abſ. 2 zum Herſtellen von Bäcker- oder Konditor-
waren dienen.

Von drei unmittelbar aufeinanderfolgenden Sonn oder Feſttagen

e

Waren ausgetragen werden

s i et 1 r e a e betſ her i S
u e e e

r esdie im F 4 bezeichneten Anlagen bewendet ehe e

88 r 7 en
im üb die Vo ften der Gewerbeordnung inſoweitals en die Wiſexe beſondere Veſimiungen getroffen ſi

S 10.
Zu de werblichen Bäckereien und Konditoreien im Sinne dervo nden mmungen gehören auch Bäckereien und Konditoreien

z onfum- und andern Vereinen.
p.

S 12.
Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark, im Unvermögensfalle

mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, wird beſtraft, wer den vorſtehen-
den Beſtimmungen oder den auf Grund derſelben erlaſſenen Anord-
nungen der zuſtändigen Behörden zuwider Arbeiter beſchäftigt oder
Arbeiten vornimmt oder vornehmen läßt.

War der Täter zur Zeit der pung der Straftat bereits zwei
mal wegen Zuwiderhandlung nach Abſ. 1 rechtskräftig verurteilt, ſo
tritt, falls die Straftat vorſötzlich begangen wurde, Geldſtrafe von ein
hundert bis dreitauſend Mark oder G ngnisſtrafe bis zu ſechs Mo
naten ein. Die W diefer Vorſchrift bleibt ausgeſchloſſen, wenn
ſeit der Rechtskraft der letzten Verurteilung bis zur Begehung der
neuen Straftat drei Jahre verfloſſen ſind.

S 13.
Die durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 4. März

1896 (Reichs-Geſetzbl. S. 55) verkündeten Vorſchriften über den Be
s der Bäckereien und Konditoreien werden aufgehoben, desgleichen
die Vorſchriften in Nr. 18 der Bekanntmachung des Reichskanzlers,
betreffend die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und von Ar-
beiterinnen in s mit Motorbetrieb, vom 13. Juli 1900
(ReichsGefetzbl. S. 566), pſewe ſie ſich auf Bäckereien und Kondi
toreien beziehen, ine der S 9 der r n des Reichs
kanzlers wer die Bereitung von Backwaren vom 26. Mai 1916 Reichs

Geſetzbl. S. 411). s 14
Das Reichsarbeitsamt kann Beſtimmungen über die Ausführungdieſer Verordnung erlaſſen.

s 15.
Deſe Verordnung hat Gefetzeskraſt. Sie tritt om 15. Dezember

1918 in Wirkung.
Berlin, den 23. November 1918.

s 9Auf den Gewerbebetrieb der Bäckereien und Kondiioreien finden

e

zur Verocdaung Mber die ung des Verbrauchs von Brol und Mehl,

Auf Grund der der re für dieErnte 1918 vom 29. Mai 1918 (RGBl. S. 435) wird die hieſige Ver
ordnung über die Regelung des Verbrauchs von Brot und Mehl vom
27. September 1918 wie folgt geändert:

Artikel 1.Im s 3 re Awdugefligt
unter i 0.17 Mark für 275 Gramm,
unter fer 2 Weizenmehl 0.19 Mark für 275 Gramm,
unter 3 Gerſtenmehl 0.19 Mark für 275 Grammr

unter 4 Weizenauszugsmehl 0.23 Mark für 275 Gramm
Artitel 2.Im F 6. wird hinter Satz 1 eingeſchaltet:

Außerdem erhält er für die Angehörigen ſeines Haushaltes, ſo
weit dieſe nicht als Schwerarbeiter bereits eine Zuſatzbrotmarke be
ziehen, je eine beſondere Brotzuſatzmarke.

Artikel 3.Dem F 7 wird hinzugefügt:
Die beſonderen Brotzuſatzmarken, die an die HaushaltungsangeSraen, ſoweit ſie nicht Schwerarbeiter ſind, der werden, zur

ntnahme von 375 Gramm er rin! oder 275 Gramm Mehl.
rtikeDieſer Nachtrag tritt mit dem 2. Dezember 1918 in Kraft.

Igler den 26. November 1918. der
2. Nachtrag

zu der Anordnung betr. Reiſebroimarken.

Auf Grund der S 58, 80 und 81 der n fürdie Ernte 1918 vom 29. Mai 1918 (RGBl. S. 434) wird die An
J. vom 26. März 1918 betr. Reichsreiſebrotmarken wie eng

Der Rat der Volksbeau

Die ar hörden können für das Staatsgebiet oder für

Rur kurze Zeit!Zſrkus Aſthoff
Halle a. S.

im Saal des Wintergartens
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Verdi 9. Türkischer Marsch Mozart

weſen 1.o Abſ. 1 erhält folgende Faſſunr jeden e werden 5 Achcbretwarten. zu je 50 Gramm

Artikel 2.
de Nachtrag tritt mit dem 1. Dazember 1918 in Kraft.
Halle, den 26. November 1918. Der M
T. Schutzpockenimpfung.

Die Herren Aerzte, die in dieſem Jahre in hieſiger

St en cerſu re Privatim en m umgehend, ſpäMittwoch, den 4. Dezember, abends 1.8 Uhr- teſtens jedoch bis zum 31. Dezember ieſes Jahres ker
EF z e E N A V g N D h verwaltuns, eyhauptſtraße 4 (Zimmer 18) einzu

Wiederimpfungen erwachſener, nicht mehr ſchulpflichz für Herrn Konzertmeister HA N S M U NZ E R e. erſonen müſſen in beſondere Liſten
Musikfolge:hie Hebeiden, Ouvertöre, Mendelsſohn 6. Drei Vioſin--Sol Halle den November2 e (unvoilend.) Schubert Die Polizeiverwaltung.egro. Liebesfreud e

Verſ. Rom Königetr.

Halle a. S. Fernspr. 1113
empfiehlt zur billigsten Lieferung
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olksabende mit freier Aussprache.

5. Volksabend
Mittwoch, 4. Dezember, 81 Uhr abends
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ſch habe meine
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Die Praxis meines Hauses übernimmt
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Halle und Saalkreis.
Halle, 3. Dezember 1918.

WMaſſendemonſtration.
Die große Demonſtration am Sonntag erfolgte, trotz un

günſtiger Witterung, unter ſtarker Teilnahme der Bevölkerung. Jn
der zweiten Stunde nachmittags ſammelte ſich die Menge auf dem
Roßplatze und bewegte ſich von dort durch die wichtigſten
Straßen der Stadt nach dem Markte. Den Demonſtrationszug er
öffneten eine große Anzahl Matroſen und Soldaten, dann folgte
die Zivilbevölkerung. Jm Zuge wurden eine Anzahl rote Fahnen
geführt. Auf dem Markte wartete eine große Menſchenmenge als
der Zug dort ankam. Der Arbeiter- und Soldatenrat
hatte ſich auf den beiden Balkonen des Rathauſes placiert und
der Arbeitergeſangverein leitete die Marktverſammlung
durch einige zeitgemäße Lieder ein. Das Mitglied des Soldaten
rates, Schwarz, ſprach in begeiſterter Rede über die Errungen-
ſchaften der Revolution, legte dar, daß jener kleine Bruchteil der
Bevölkerung, mit deren Vorrechten die Revolution aufgeräumt
habe, jetzt wieder im geheimen Verſuche unternehmen möchte, um
die Volksmaſſen wieder um ihre Freiheiten zu bringen. Das ſei
vergebliche Mühe, denn die Arbeiter und Soldaten ſeien auf der
Hut und ihrer Kraft werde es gelingen, das, was errungen ſei,
feſtzuhalten. Damit wäre die Bahn für den Sozialismus frei ge-
worden. Dies ſei das Ziel der Revolution.

Als zweiter Redner ſprach Redakteur Hennig. Jn längeren
Ausführungen entwarf Redner ein lebhaftes Bild vom ſozialiſti
ſchen Jdeal, das die Erlöſung der Menſchen vom Joch des Kapitals
bringen werde. Lange genug habe die Klaſſenherrſchaft der kleinen
bevorrechteten Schichten der Beſitzenden auf dem Volke gelaſtet und
wenn jetzt an Stelle dieſer wirklichen Klaſſenherrſchaft die Herr
ſchaft des Proletariats getreten ſei, ſo wäre das vollkommen be-
rechtigt, denn das Proletariat ſtellt eben die Mehrheit des Volkes
dar. Jetzt beherrſche die Mehrheit die Minderheit, während es
früher umgekehrt war. Er ſehe vor ſich den alten Roten Turm,
als altes Wahrzeichen Halliſchen freiheitlichen Bürgerſinns. Dieſes
alte Gebäude möge auch ein trutziges Sinnbild der jetzigen Revo-
lution ſein. Sie werde nicht an Deutſchlands Grenzen ſtille ſtehen,
ſondern weit darüber hinaus auch die anderen Länder erfaſſen und
ſo zu einer Weltrevolution auswachſen, die allen Menſchen eine
beſſere Zukunft bringen werde. Nach Schilderung dieſer Lichtſeiten
der Revolution ging Redner auf die gkoßen Probleme ein, vor die
uns die große Umwälzung und das Ende des Krieges geſtellt habe.
Hier fand er Worte eindringlicher ernſter Mahnung. Nicht immer
könnten Feſte gefeiert werden, ſondern alle müßten ſich bewußt
ſein, daß die gewaltigen Schwierigkeiten, vor denen wir ſtehen,
nur durch ein Rieſenmaß von aufopfernder Arbeit bewältigt wer-
den könnten. Viel ſchweres ſei ſchon geleiſtet worden, doch das
ſchwerſte ſei noch zu leiſten. Zum Schluß ſtellte ſich Redner auf
den Standpunkt, daß die Nationalverſammlung eine un
bedingte Notwendigkeit wäre und wenn auch gegen ihre Beſchleu-
nigung gewiſſe Bedenken berechtigt wären, ſo könne man mit dem
nunmehr bekannt gemachten Wahltermin vom 16. Februar ſich
abfinden. Nur müſſe bis dahin dafür geſorgt werden, daß ein
Wahlergebnis erzielt werde, das uns nicht um das Errungene
bringe.

Mit prächtigem Geſang fand dann die Demonſtration ihren
Schluß.

Sitzung des Soldatenrates.
Der Soldatenrat zu Halle beſchäftigte ſich in ſeiner Montags

Sitzung zum größten Teil mit angeblichen Mißſtänden im Wach-
d ienſt und damit im uſammen ſtehenden u enehmen Be
leite nungen. Der Vorſitzende knüpfte an einen Vorfall an, der
ch abgeſpielt, indem verſchiedene Mannſchaften zum Wachdienſt

nicht angetreten ſind, ſo daß zur Sicherheitskompagnie zurückgegriffen
werden mußte. Es fei eine ufgabe der rtrauensleute der
Kompagnien, ihre Leute ſo im uge zu halten, daß ſich ſolche Unregel

Volksſtimme.
Halle, Dienstag den Z. Dezember 1918. 2. Jahrgang.

mäßigkelten nicht einſtellten. Es ſei das Beſtreben des Soldatemats,
ür Ruhe und Ordnung im Volke zu ſorgen und dabei verließen Poſten
hren Dienſt. Es handle ſich hier um junge Leute, die vom Kriege
nichts geſehen, nur wenig Soldaten geſpielt, zu Beginn des Krieges14 und 15 Jahr geweſen und vielfach der väterlichen Zucht in jener Fn

entbehrt hätten. Solle man ſich von dieſen auf der Naſe herumſpielen
laſſen? Es ſei Aufgabe der Vertrauensleute, dieſen jungen Leuten be
greiflich zu machen, was ihre Pflicht iſt. Kamerad Volkmann macht
darauf aufmerkſam, daß es ſich hier um Sodaten des Jahrgangs 1900
handelt. Der Mißſtand ſei zum Teil auf Mängel in der Organiſation
zurückzuführen. Die jungen Leute ſeien einfach auf Urlaub gefahren,
natürlich auch dafür beſtraft. Sage man ihnen, ſie kämen ohne Ur-
laubsſchein an der Bahnhofsſperre nicht durch, ſo würde man ausge-
lacht und es würde geſagt, man würde das Gegenteil beweiſen. Tat-
ſächlich kamen dieſe Soldaten glatt an den Poſten vorbei. Von andrer
Seite wurde dieſe Diſziplinloſigkeit auf unregelmäßige Lohnzahlung
zurückgeführt. Von der Finanzkommiſſion wurde dazu bemerkt, daß
daran nur die Zahlmeiſter die Schuld tragen, welche die Gelder nicht
anforderten. Auch andere Ausführungen ließen erkennen, daß der
Bahnhofswachdienſt verſagt. Für die 39 Poſten im Bahnhofsdienſt
hätten am Tage zuvor 140 Mann antreten müſſen, 87 ſeien aber nur
erſchienen, ſo daß man Erſatz aus der Sicherheitskompagnie habe ſchaf-
fen müſſen. Die Leute fahren ohne Urlaubskarte und der Poſten laſſe
jeden durch. Dazu komme noch, daß auch die Poſten ſich an Plünde-
rungen beteiligten. Sehr traurig ſei es, daß auch Staatsbeamte ſich an
fremdem Eigentum auf dem Bahnhof vergriffen. So ſeien jetzt wieder
zwei Lokomotivführer dabei ertappt und verhaftet worden, als ſie ſich
an einer Zuckerladung vergriffen hätten. Alle ſtrengen Straſandro-
hungen ſchienen nichts zu nützen. Würde einer abgefaßt, dann mauſten
wieder andere. Ein Zwiſchenruf empfahl, ſolche Plünderer einfach auf
den Markt zu ſtellen und zu erſchießen. Für dieſen Vorſchlag konnte
man ſich aber nicht erwärmen, wies ſogar darauf hin, daß auch das
freie Rußland die Todesſtrafe abgeſchafft habe. Schließlich wurde ein
Antrag angenommen, in welchen den Vertrauensmännern der Kom-
pagnien es zur Pflicht gemacht wird, die Mannſchaft immer wieder auf
die Verantwortlichkeit und Bedeutung des Wachdienſtes aufmerkſam
zu machen und darauf hinzuweiſen, daß ſie ſchweren Strafen entgegen
gehen, wenn ſie dieſer Pflicht nicht nachkommen. Kamerad Schluß
wies darauf hin, daß jetzt viele Gefangene ohne Begleitmannſchaft in
den Straßen der Stadt angetroffen würden. Durch Nachfrage habe er
feſtgeſtellt, daß Oberleutnant Schulze einen Befehl an die Fabriken
gegeben habe, daß Gefangene bis abends 9 Uhr ohne Begleitmann-
ſchaft ausgehen könnten. Die Anregung dazu ſei offenbar von Merſe
burg aus gegeben, wo in gleicher Weiſe verfahren wurde. Kamerad
Adamfky fügt dieſem hinzu, daß nach einer ihm von einem Gefangenen
gewordenen Information auch in andern Städten dieſe Verhältniſſe
herrſchen. Dieſe Milde wird von verſchiedenen Seiten als unange-
bracht bezeichnet, in anbetracht, daß unſer in Gefangenſchaft geratenen
Kameraden ganz anders behandelt würden und gezwungen würden, die
Schützengräben zuzuwerfen u. a. m. Eine ſolche Gefühlsduſelei ſei nicht
am Platze. Kamerad Koſterlitz bemerkte, die in Gefangenſchaft ge
ratenen Franzoſen und Engländer wollten nicht arbeiten, die Ruſſen
erklärten, ſie ſeien frei, da der Friede mit Rußland geſchloſſen ſei.
Die Ruſſen würden aber um der Arbeit willen zurückgehalten, dabei in
den Fabriken und Gruben nicht ſelten menſchenunwürdig behandelt.
Daran trügen die Fabrikanten, Direktoren und deren Organe die Schuld.
Weil die Poſten ſo wenig ſolcher Vorfälle meldeten, könne man nicht
ſagen, daß ſie nicht vorkämen. Wo der Poſten ſich aufhalte, unter
blieben allerdings die Mifhandlungen. Seien aber Meldungen erfolgt,
ſo habe man dieſe noch unterdrückt. Von anderer Seite wurde unter
allſeitiger Zuſtimmung betont, daß man die Gefangenen menſchenwü
behandeln müſſe und wolle. Die ohne Begleitmannſchaft angetrof-
fenen Gefangenen feien auch von den Fabrikherrn ohne dazu berechtigt
zu ſein, zum Ausg'ehen fortgelaſſen, teilweiſe ſeien auch die Poſten be
ſtochen worden. Es wurde dann noch beſchloſſen, den Fliegerleutnant
Becker und feinen Feldwebel zu verhaften, welche angeblich die Diſzi
plin untergraben und gegen den Soldatenrat agitieren.
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Die Arbeitsvermittlung im Saalkreis.
In der Zeit der Demobilmachung und Uebergangswirtſchaft hat

die Arbeits- und Stellenvermittlung eine große Bedeutung. Nicht
allen jetzt aus dem Militärdienſt zur Entlaſſung kommenden Heeresan-
gehörigen wird es gelungen ſein, oder gelingen, entweder die alten
Arbeitsbeziehungen wieder anzuknüpfen, oder neue aufzunehmen. Es
muß aber angeſtrebt werden, allen Entlaſſenen baldigſt durch Arbeits
vermittlung lohnende und zuſagende Beſchäftigung zu bieten.

Zu dem Zwecke ſind jetzt die Arbeitsnachweiſe und Stellenver-
mittlungen auf dem Wege der Geſetzgebung und Verordnung mehrfach

ausgeſtaltet worden. Jm Bezirke unſeres IV. Armeekorps ſind die
nicht gewerblichen Arbeitsnachweiſe und Stellenvermittlungen zu z
kralAuskunfis oder richtiger Ausgleichsſtellen zuſamm

Jhr Zweck iſt, Angebot und Nachfrage der einzelnen angeſchiof
enen Arbejitsnachweiſe untereinander auszugleichen. Soll z. B. ein
rbeitsnachweis offene Stellen beſetzen, wozu er nicht in der Lage iſt,

ſo hat er das ſofort der Zentralausgleichsſtelle zu melden. Dasſelde
iſt der Fall, wenn überſchüſſige Arbeitskräfte vorhanden ſind. Eine
ſolche Zentralſtelle beſteht für die ganze Provinz Sachſen. Jhr Sis
iſt Magdeburg; ſie wird vom dortigen ſtädtiſchen Arbeitsnachweis ver-
waltet.

Für die Stadt Halle und den Saalekreis iſt ſchon vor einigen Jahren
eine ſolche Zentralausgleichsſtelle gegründet worden. Sie wird von
einem Beirat verwaltet, der ſich aus vier Unternehmer- und vier Ar
beiter-Vertretern zuſammenſetzt. Die geſchäftlichen Angelegenheiten
werden vom Arbeitsamt der Stadt Halle beſorgt. PVis jetzt hat die
Ausgleichsſtelle eine nennenswerte Tätigkeit nicht zu entfalten brauchen,
weil infolge der günſtigen Lage des Arbeitsmarktes nicht unterzubrin-
gende Arbeitsloſe ſelten vorhanden waren.

Die Arbeitsvermittlung im Saulkreis lag ſeither ſehr im Argen.
Ein öffentlicher Arbeitsnachweis beſtand in keinem der Orte des Kreiſes,
obgleich doch in dieſem eine ziemlich rege Induſtrie vorhanden iſt. Die
Unternehmer wie Arbeiter des Kreifes waren gezwungen, die Arbeits
vermittlungen der Stadt Halle zu benutzen. Das geſchah alles nur
geduldet und ohne beſtimmt geordnet oder in ein Syſtem gebracht zu
ſein. Das kann auf die Dauer nicht ſo weiter gehen. Es ſind jetzt
Beſtrebungen im Gange, eine Regelung herbeizuführen.

Der für den Saalkreis eingefetzte Demobilmachungsausſchuß hat
die Abſicht, die Arbeits- und Stellenwermittl aus dem Saalkreis
dem Arbeilsamt in Halle mit zu übertragen. Zur Erleichterung des
Geſchäftsganges ſollen in den einzelnen Orten Meſdeſtellen errichtet
werden. Für den Ort Ammendorf iſt in den ketzten Wochen ein ſelb-
ſtändiger Arbeitsnachweis gegründet worden; er wird in eine Zweig
ſtelle umgewandelt werden. Auch für Nietleben war die Errichtung
eines ſelbſtändigen Nachweifes geplant. Er hätte können gar nicht
lebensfähig werden. Das Arbeitsamt in Halle und ſoweit zu überſehen
auch der Magiſtrat der Stadt Halle iſt mit der Ausgeſtaltung einver
ſtanden und wird es ſich nun noch darum handeln, die Einzelheiten ſeſt-
zulegen.

Die Angelegenheit drängt auch deshalb, weil ſowohl in einem
Erlaß der neuen Volksregierung als auch in einer Bekanntmachung
des Stellvertretenden Generals unſeres Bezirks die Aufforderung er
halten haben, den Bedarf an Arbeifskräften bei den in cht kom
menden Arbeifsnachweiſen zu meſden. Dieſer Pflicht kann natürlich nur
entſprochen werden, wemn öffentliche Arbeitsnachweiſe überhaupt vor
handen ſind.

Der Achtſtundentag in der Metallinduſtrie.
Am Donnerstog abend fand zwiſchen der Organiſotion der Unter

nehmer, dem Metallinduſtriellen- Verband von Halle und Umgegend
und Vertretern des Deutſchen Metallarbeiter-Verbandes, ſowie des
Holzarbeiter- Verbandes eine Sitzung ſtatt, um über die zukünftige Ge-
ſtaltung der Lohn- und Arbeitsverhältniſſe in der Metallinduſtrie Richt-
linien feſtzulegen. Beſchloſſen wurde, daß vom Montag, den 2. De
zember, an die normale tägliche Arbeitszeit nicht über 8 Stunden den
Tag betragen ſoll. Als Ausgleich für den Ausfall an Verdienſt werden
in den Werken, wo bisher 54 Stunden die Woche gearbeitet worden
iſt, 1255 Prozent, bei denjenigen Werken, wo bisher 57 Stunden pro
Woche gearbeitet wurde, 19 Prozent, und wo noch mehr als 3 Ueder-
ſtunden geleiſtet worden ſind, 20 Prozent auf Lohn und Akkordarbeitgezahit.

Die Verhandlungen, die ſich bis ſpät abends konnien
ng notnicht zu Ende geführt werden, ſo daß ſich eine weitere

wendig macht, die Anfang nächſter Woche ſtattfinden ſoll.
Wir erſuchen die Inhaber der Betriebe der Metallinduſtrie in

Halle, ſich dieſer Vereinbarung anzuſchließen und die Zſtündige Ar
beitszeit mit entſprechendem Zuſchlag zum Lohn und Akkordverdienſt
beizutreten. Alle weiteren Vereinbarungen über die Arbeits verhältniſſe
werden dann in nächſter Zeit erfolgen.

Deutſcher Metallarbeiter-Verband. Verwaltung Hakke.
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Wann erliſcht der Anſpruch auf die Kriegs
Familien- Unterſtützung

Schon in einem Rimderlaß des Reichskanzlers vom 6. Dezember
1916 iſt beſtimmt worden, daß die Entlaſſenen oder länger wie vier
Wochen Beurloubten noch die nächſte halbe Monatsrate erhalten ſollen,
um eine Fürſorge zu hahben, bis ſie ſelbſt einen Verdienſt erzielen kön-

Ende gut, alles gut.
1] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Der Michel und die Gret.
Wenn der Rieſer nicht gerade zu der größten und ſtärk-

ſten Menſchenart im deutſchen Vaterland gehört, ſo wird
man ihm das Prädikat „wohlgewachſen“ nicht verſagen kön-
nen. Begreiflicherweiſe gibt es in dem volkreichen Gau
allerhand, kleine und große, „wies der Hirt zum Tor naus-
treibt;“ in der Regel begegnen wir aber doch ſchlanken Per
ſonen von guter Mittelgröße und darüber. Enaksſöhne
Burſche, die eine Verbindung von Größe, Schulterbreite und
Gliederſtärke zeigen, die wir mit Staunen betrachten ſind
ſelten und kommen in anderen deutſchen Gauen häufiger
vor; zuweilen gelingt aber auch im Ries ein ſolches Erzeug-
nis, und es wächſt, ſofern der Geiſt mit dem Körper nicht
gerade in Widerſpruch ſteht, eine Perſon heran, die ſich in
ihrer Umgebung eines beſonderen Reſpekts zu erfreuen hat.Wenn ſo einer freilich keinen Verſtand, keine Würde und am

Ende gar auch keine „Schneid“ hat, dann hilft ihm ſein
Körperbau nichts; man belegt ihn mit den deſpektierlichen
Namen eines „Drieſchlags“, eines „unklamperen Kerls“, ver
ſpottet und hänfelt ihn. Snd ihm aber jene Eigenſchaften,
namentlich die letzte, in merklichem Grade verliehen, dann
i Fri ſeiner Art eine Macht; man fürchtet ihn und ſchmei

ihm.
Zu den leiblich außerordentlichen Erſcheinungen im Ries

gehörte auch der Held der Erzählung, womit wir diesmal
die Leſer zu unterhalten gedenken. Wir ſagen mit Bedacht:
der Held. Denn obwohl unſere Geſchichte keineswegs eine
Reihe von Taten vorführen wird, bei welchen die Stärke
des Armes die Hauptrolle ſpielt, ſo hoffen wir jene für einen
Bauernburſchen ſonſt nicht wohl paſſende Bezeichnung doch
zu rechtfertigen.

Michel Schwab wurde im erſten Zehntel des vorigen
Jahrhunderts geboren. Der Vater, ein wohlhabender Söldner
und auch ſchon ein ungewöhnlich großer und gliederſtarker
Mann, erlag einer hitzigen Krankheit in ſeinen beſten Jahren.
Die Witwe, die gut mit ihm gehauſt hatte und den zehn
jährigen Sohn über alles liebte, beſchloß nicht mehr zu hei-
raten, damit ihr Einziger das an „Sach“ bekäme, wie es
der Vater gehabt hatte. Sie war ſelbſt eine ſtaatliche Frau,

froher Gemütsart und regierte gern ein Grund mehr,
um als ehrſame Witib fortzuleben und die erſte Perſon im
Hauſe zu ſpielen, bis ſie die Herrſchaft an den Sohn ab-
treten mußte.

Michel wuchs heran die Augenweide und der Stolz
der Mutter. Jn der Schule zeichnete er ſich nicht beſonders
aus; ſein Verſtand war etwas langſam zum Begreifen, ſein
Gedächtnis zum Behalten von Sachen, deren Nutzen ihm
zweifelhaft erſchien, nicht ſehr bereitwillig, und Ehrgeiz, der
ihn hätte ſtacheln können, beſaß er nicht. Er lernte nur, was
nicht zu umgehen war, ging lieber aufs Feld als in die
Schulſtube, und empfand eine dunkle Sehnſucht nach der
Zeit, wo er gar nicht mehr hineinmußte, außer an Sonn-
tagen. Um ſo beſſer gedieh ſein Körper. Er war offenbar
der ſtärkſte von den Buben ſeines Alters; die Mutter hielt
ihn überdies für den ſchönſten und war nach dörflichen Be-
griffen wohl dazu berechtigt. Auf dem Dorfe iſt es vor
zugsweiſe die derbe, robuſte Schönheit, die eine ungemiſchte
Bewunderung erweckt. Der Bauer hat auch ein Auge für
zarte, feine Schönheit; aber wenn ein Kind mit einer ſolchen
von ihm Lob erhält, ſo wird doch aus ſeinem Ton zugleich
ein gewiſſes Mitleid herauszuhören ſein, zumal wenn es ein
Bube iſt. Kennt er die Eltern gut, ſo erlaubt er ſich in
dieſem Fall hinzuzuſetzen: „A bisle kräftenger könnt' 'r freile
ſei!! No, s kommt vielleicht no' (woch)!“ Jm ſtillen denkt
er aber: „Schad für das Büeble, daß er gar ſo elend iſt!“
Bei dem hübſchen Jungen dagegen, der zugleich rote Backen
und tüchtige Gliedmaßen aufweiſt, geht die Gratulation
durchaus von Herzen, und das Lob wird mit den Zeichen der
Achtung ausgeſprochen. „Kott's Blitz,“ ruft hier der Freund,
während ſeine Augen im Glanze des Wohlgefallens blinken,
„des iſt a Kerl! Des gibt a Mannsbild! Des weara't a
baar (paar) Aerm' zum Garba' naufgeba'!“ Und er lächelt
dabei mit Würde und nickt den Eltern ſeine volle An
erkennung zu.

Jn ſolcher Art wurde der junge Michel gerühmt, na-
mentlich von Gäſten aus anderen Dörfern, die ihn längere
Zeit nicht geſehen hatten, und am lebhafteſten von den
Weibern. So eine ſagte wohl im Doppeleifer der Höflich-
keit und der wirklichen Empfindung zu der Mutter: „Aber
wie uir (ener) Michel widder g'wachſa'n iſt! Doh muße me
nor ſo aufwondera' (aufwundern)! Und a Boſchdur (Poſi-
tur) und a G'ſicht hot er grad wie ſei Vader. Wie ra griſſa
(herabgeriſſen, d. h. vom Vater)! und die rot' Backa, die

a rechta Fräd (Freud) haba' mit ſo'm Buaba' net wohr,
Bas?“ uſw. Die Mutter 'inchte derartiges Lob, wie es der
Brauch verlangt, wieder zu dämpfen, indem ſie einwarf, daß
in dem Alter alle Buben rote Backen hätten, wenn ihnen grad
nichts abginge, oder in bezug auf beſſeres Lernen in der
Schule und Angewöhnung beſſerer Manieren klagend ihre
Wünſche ausſprach. Aber ſolche Einwendungen erfuhren
natürlich die gehörige Widerlegung; und wer konnte es der
Glücklichen nun verdenken, wenn ſie, den ſchönen Verſiche-
rungen in ihrem Jnnern beiſtimmend, an ihrem Michel eine
Art Wunderkind zu haben glaubte?

Als das erſehnte Ziel erreicht und der Burſche „in die
Zahl der Erwachſenen aufgenommen war,“ entwickelte er ſich
indes mehr nach ſeinen natürlichen Anlagen als nach den
Geſamtwünſchen der Mutter; und die gute Frau mußte
ihrerſeits erfahren, daß es nichts Vollkommenes gebe unterm
Monde!

Zum Teil zwar erfüllte der junge Michel nicht nur ihre
Erwartungen er übertraf ſie. Er wurde größer als ſein
Vater und ragte bald ein anderer Saul über ſeine Alters-
genoſſen hervor. Geſtalteten ſich die Züge verhältnismäßig
derb, ſo waren ſie doch regelmäßig. Die bräunlichrote Ge-
ſichtsfarbe paßte zu den Formen, die dunkeln Augen und
das dunkle Haar waren untadelig, und mit alledem konnte
ihn die Mutter immer noch für den Schönſten im Dorf
halten, wenn auch minder befangene Augen einigen andern
Burſchen den Vorzug geben mußten.

Das Bauernhandwerk lernte er gern und gut. Die
Mutter hatte zur Beſorgung der Feldarbeiten ihres Vaters
Bruder, einen alten Bauernknecht, ins Haus genommen.
Dieſer weihte den Burſchen nach und nach in alle Künſte
der Landwirtſchaft ein, und der Zögling machte ſie ſich ein
wenig langſam, aber gründlich zu eigen. Er gewöhnte ſich
eine ſtetige Art zu ſchaffen an, die ohne Uebereilung auch
zum Ziele kommt. Falls es aber gerade ſein mußte
zum Beiſpiel in der Erntezeit, wenn man vor dem drohen
den Regen noch ſchnell ein Fuder hereinbringen wollte
da konnte er auch arbeiten „wie ein Roß!“ Durch den
trunkenen Eifer beflügelt, den im echten Landmann die Not
wendigkeit aufzuregen pflegt, leiſteten die gewaltigen Slied-
maßen Staunenswertes; und wenn zufällig ein alter Bauer
vorüberging, konnte er ſich überzeugen, daß die jetzige Zeit
doch auch noch Mannsbilder aufzuweiſen habe und die

er hotl Und die ſchöag' brau' Oga! Toh müſſet 'r aber doch
tigen Leute im Ries nicht ausſterben würden!

(Fortſetzung folgt.)
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nen. Wer z. B. am 17. November entlaſſen worden iſt, hat die Unter
ſtützung nochmals am '1. Dezember (auf die Zeit vom 1. bis 15. De
zember) zu erhalten, da bekanntlich die Gelder im voraus auszuzahlen
ſind. Wer am 30. November entlaſſen wird, hat auch nur die am
1. Dezember fällige Rate nochmals zu erhalten. Nach einem Rund
ſchreiben des Reichskanzlers vom 13. September 1918 ſoll derjenige
Tag als Entlaſſungstag gelten, an dem der betreffende Heerespflichtige
von ſeinem Erſatztruppenteil in die Heimat entlaſſen wird, denn an die
ſem bis zu dem er auch Anſpruch auf die militäriſchen Gebühr-
niſſe hat, ſcheidet er erſt aus dem Heeresdienſt aus. Dieſe Vorſchrift
gründet ſich darauf, daß der mobile Truppenteil für die Entlaſſung der
Mannſchaften aus dem Heeresdienſt nicht zuſtändig iſt. Er hat ſich
lediglich zum Erſatztruppenteil in Marſch zu ſetzen, den dann die Durch
führung der Entlaſſung obliegt. Eine Abweichung beſteht bei den von
den mobilen Truppenteilen angeforderten Facharbeitern. Dieſe werden,
um ohne Verzögerung die Arbeitsaufnahme zu gewährleiſten, nicht erſt
dem Erſatztruppenteil zugewieſen. Bei ihnen gilt als Entlaſſungstag
der Tag des Eintreffens in die Heimat.

Die Einrichtung, daß die mit Rente entlafſſenen Kriegsteil-
nehmer noch für drei Monate die Kriegsfamilienunterſtützung erhalten
follen, gilt auch für die Zeit der Demobiliſation. Werden ſie zu
nächſt nur beurlaubt, ſo haben ſie außer der oben beſchriebenen halben
Monatsrate während der Zeit der Beurlaubung die Familienunter
ſtützung nicht zu bekommen, wenn während dieſer Zeit „Bedürftigkeit“
nicht vorliegt (weil vielleicht der Beurlaubte arbeitet). Die dreimonatige
Zahlung ſetzt dann erſt wieder mit dem Entlaſſungstag ein. Eine
etwas eigentümliche Einrichtung, aber es ſteht ſo geſchrieben.

Unſer Wahlkreis zur Nalionalverſammlung. Aus der neuen
Wahlkreiseinteilung, die bekanntlich 38 große Wahlkreiſe vorſieht, ſeien
die folgenden Zahlen wiedergegeben: Es werden im ganzen 433 Ab
geordnete gewählt. Davon entfallen auf den Wahlkreis Magdeburg
mit Anhalt 11 Abgeordnete, auf den Wahlkreis Merſeburg 9 e
ordnete. Dies ſind die beiden Wahlkreiſe, in die die Provinz Sachſen
eingeteilt iſt.

Sperrung der Gasabgabe. Durch heutige Be des
Vertrauensmannes des Reichskommiſſars für die Kohlewwerteilung wird
die angeordnete Sperrung der Gasabgabe mit Wirkung vom Dienstag,
dem 3. Dezember, bis auf weiteres auf die Zeit von 758 Uhr vor-
mittags bis 4 Uhr nachmittags eingeſchränkt.

e r des Gasverbrauchs. Mit Rückſicht auf die im Ver
gleichsjahre 1916 6. Dezember bereits durchgeführte Einſchränkung
des Gasverbrauchs erläßt der Magiſtrat unter dem 30. 11. 18 eine
Bekanntmachung, welche die ſonſt gültige Beſtimmung, daß nicht mehr
als 90 Prozent der Entnahme in der gleichen Zeit des Jahres 1916
verbraucht werden darf, für die Zeit vom 6. bis 31. Dezember aufhebt.
An ihrer Stelle wird 110 Prozent des eingeſchränkten Verbrauchs in
der gleichen Zeit 1916 zur Verfügung geſtellt. Praktiſch ändert ſich da
durch bezgl. der verfügbaren, aufgeldfreien Verbrauchsmenge gegenüber
dem bisherigen Zuſtande nichts.

Die Föärſorgeſtelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtraße 1, hat
ſich bekanntlich die Aufgabe geſtellt, Lungenkranke unentgeltlich zu
unterſuchen und über die Maßnahmen die zu ihrer Ge
nefung und zur Bekämpfung der Tuberkuloſe im allgemeinen dienen
können. Sie gibt den Kranken Verhaltungsmaßregeln und ſucht die
Angehörigen vor Anſteckung zu ſchützen.

Die Fürſorgeſtelle übernimmt nicht die ärztliche Behandlung der
Kranken, ſondern ſucht ihre Ziele vielmehr zu erreichen durch

a) frühzeitige Ermittelung der Lungenkranken,
b) ärztliche Unterſuchung des Kranken und ſeiner Angehörigen,
c) Aufklärung der Familien,
d) Vermittlung eines Heiloverfahrens für heilbare Lungenkranke und

Fürſorge für bedrohte Angehörige,
e) Beſeitigung der gefährlichſten Entſtehungsherde (Trennung des

Kranken, Entſfeuchung der Wohnung und Kleidung),
H Unterſtützung der Angehörigen ſolcher Lungenkranker, die fich

in Heilſtätten befinden.
Beſonders ſei hervorgehoben, daß die Fürſorgeſtelle auch den Ange

yörigen des Mittelſtandes h ſteht.
Sprechſtunden Uhr na ags. SDank dem liebenswürdigen Entgegenkommen der Direktion der

U.T. Lichtſpiele konnte auf Veranlaſſung des Ortsvereins zur Be
kämpfung der Tuberkuloſe in Halle der Tuberkuloſefilm des Zentral-
komitees zur Bekämpfung der Tuberkuloſe den hieſigen Schülern und
Schülerinnen in 5 Sondervorſtellungen zuſammen mit einigen andern
Filmen im Aſtoria-Lichtſpieltheater vorgeführt werden.

Volksabende mit freier Ausſprache. Der 5. Volksabend wird
Mittwoch, den 4. Dezember, 834 Uhr, in den Thaliaſälen ſtattfinden;
Herr Profeſſor Dr. Abderhalden wird die Erörterung über die wichtigſte
politiſche Frage, die zur Zeit das deutſche Vold bewegt, über das
Weſen der Demokratie, durch einen Vortrag eröffnen. Der Eintritt
iſt für jedermann vollſtändig frei.

Arbeit der Feuerwehr. Zur Befeitigung eines Schornſteinbran-
des wurde die Feuerwehr am Sonnabend nach einem Grundſtück in
der Freiimfelder Straße gerufen. Jn der Nacht zum Sonntag mußtedie Wehr zweimal zur Loſchung eines Balkenbrandes nach einem am

Trödel belegenen Grundſtück ausrücken. Sodann rückte die Feuer
wehr am Sonntag früh nochmals zur Beſeitigung eines Kellerbrandes
nach der Mauerſtraße aus.

v ufige Eniweichung ven Kriegsgefengenen. Zwei Kriegsengere e ſich aus en Gefangenenlager heimlich entfernt hatten,

wurden in der Beeſener Straße und vier auf gleiche Weiſe entwichene
Kriegsgefangene in der Geiſtſtraße aufgegriffen.

Tödlicher Sturz aus dem Fenſter. Am Freitag abend ſtürzte
vermutlich beim Fenſterputzen ein 18jähriges Mädchen aus der im
erſten Stockwerk in der Sophienſtraße befindlichen elterlichen Wohnung
auf die Straße und erlitt ſo ſchwere Verletzungen, daß es bald darauf
verſtarb. Da die Verſtorbene an Schwindel- und Krampfanfällen litt,
ſo dürfte ſie bei ihrer Beſchäftigung einen ſolchen Anfall erlitten haben,
der ihren Sturz aus dem Fenſter zur Folge hatte.

Theater, Sehens würdigkeiten uſtv.
Stadttheater. Heute Dienstag „Stradella“, Mittwoch Anfang

7 Uhr „Lohengrin“, Donnerstag „Die vorſichtige Jungfrau“, Freitag
„Die Roſe von Stambul“, Sonnabend „Fidelio“, Sonntag abend „Coſi
ſan tutte. Das Weihnachtsmärchen Schneewittchen“ gelangt am Frei-
tag und Sonntag nachmittag 354 Uhr zur Aufführung.

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im Bezirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Jntereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge-
winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 12 44.
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Exekutivaunsſchuß von Soldatenräten.
En Exekutivausſchuß von S.-Räten iſt zur einheitſichen Leitung der

Soßdatenräte im Bereich des 4. Armeekorps gewählt worden, beſtehend
aus Bürgern: 1. Bock (Torgau), 2. Herrfurth (Halberſtadt),
3. Wamſti (Halle a. d. Saale), 4. Anders (Magdeburg), 5. Bold (Sten
da), 6. Lübeck (Altengrabow), 7. Normann (Wrißenfels).

korps ilt, um mit u des kommandierenden Generals
und des Ausſchuſſes die Exekutivgewalt im 4. Armeekorps aus

Von ſeiten des Generalkommandos.
gez. von Weſternhagen, Major z. D.

Der Exekutivausſchuß 4. A.K.
gez. Herrfurth, gez. Bock.

Magdeburg, den 23. November 1918.

Merſeburg. Die Strom verſorgung unſerer Stadt iſt
weiter erheblichen Einſchränkungen unterworfen. Der Zuſtand, von
12 Uhr mittags bis 15 Uhr r elektriſchen Strom zu ſcheint

ächſt für dauernd zu ſein. Für die nächſte Woche iſt ſogar ange
daß die Sperre an drei Tagen (Dienstag, ä, undFreitag) auf die Zeit von vormittags 7 bis nachmittags 345 Uhr

ausgedehnt werden wird. Für ſehr viele Betriebe bedeutet dieſe An
ordnung W eine Stillegung und man muß damit rechnen, daß
an dieſen Tagen die Arbeit eingeſtellt werden muß.

Weißenfels. Urlauber. Es wird erneut darauf hi
daß alle in Weißen und ung ſich aufhaltenden
ſoweit ſie nicht bereits einer Verſprengtenſammelſtelle zugeteilt oder
vom Garniſonkommando ſelbſt beurlaubt ſind, ſich während der Dienſt
ſtunden: vormittags bis 12, nachmittags 2.30 bis 3.30 Uhr auf dem
Garniſongeſchäſtszimmer zu melden haben

Hühnerdiebſtahl. Jn der Nacht vom 25. zum 26. No-
vember ſind aus einem beim Grundſtück Deichſtraße 20 befindli
Hühnerſtall vier Hühner geſtohlen worden. Die Hühner ſind an
a Stelle abgeſchlachtet worden. Angaben erbittet die Polizei-Jn
pektion.

Menſchen freundliche Fleiſcherin-
nung. Unter allfeitiger Zuſtimmung haben Mitglieder der hieſigen

leiſcherinnung erklärt, daß ſie das erſte Schwein, welches nach dem
hören der Zwangswirtſchaft in unſere Stadt kommt, auf ihre

Koſten ſchlachten wollen. Sie wollen aus dem Fleiſch lauter Roſtbrat
würſte herſtellen und dieſe koſtenlos an die Einwohnerſchaft verteilen.
Mit diefem menſchenfreundlichen Verſprechen iſt natürlich jedermann
gern einverſtanden.

Artern. den verſchobenen Eiſenbahnwagen wird noch
berichtet, daß bei einer nochmaligen Hausſuchung in der Behauſung
des mmannes Unger noch weitere Waren vorgefunden und be
ſ hmt worden ſind. Er handelt ſich hauptſächlich um mehr als
3 Mille r Zigaretten, Uhren, Damenſchirme, Damenſchuhe,
Brüſſeler Sp
Wert der am Sonnabend in dem Eiſenbahnwaggon beſchlagnahmten
Waren wird ſchätzungsweiſe auf 40 000-—50 000 Mark berechnet.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Verluſt
liſte Nr. 1302 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Umgebung
folgende Namen: Füſilier- Regiment Nr. 36. Gefreiter Willi Richter
aus GroßMöhlau, leicht verwundet. Otto Kohlmann aus Wiedemar,
vermißt. Unteroffizier Karl Bahn aus Gräfenhainichen, vermißt. Un
teroffizier Otto Seidewitz, aus Altjeßnitz, vermißt. Richard Jacob aus
Schwärz, Kr. Delitzſch, vermißt. Guſtav Schultze aus KleinWölkau,
vermißt. Reinhold Strechel aus GroßKyhna, vermißt. Reſerve-Jn-
fanterie- Regiment Nr. 36. Wilhelm Rabach aus Gräfenhainichen, ver
mißt. Sergeant Guſtav Raſt aus Hohenoſſig, vermißt. Gefreiter Paul
Menzel aus Schierau, vermißt. Hermann Jänicke aus Spören, ver
mißt. Unter offizier Robert Hunſche aus Schlaitz, vermißt.
Gefreiter Alfred Dietrich aus Jeßnitz, vermißt. Karl Koch
aus Zörbig, vermißt. Franz Stückroth aus Serbitz, vermißt.
Hugo Troitzſch aus Brehna, vermißt. Franz Neumann aus Brehna,
vermißt. Reſerve-Jnfanterie- Regiment Nr. 72 Krankenträger Vize-
feldwebel Wilhelm Vogel aus Delitzſch, vermißt. Gefreiter Hugo
Eibner aus Greppin, vermißt. Wilhelm Noack aus Düben. ver
wundet. Sergeant Oskar Gräſe aus Klein-Croſtitz, gefallen. Sani
tätsSergeant Otto Zahn aus Bitterfeld, vermißt. Gefreiter Kurt Hiel
ſcher aus Liemehna, geſtorben an ſeinen Wunden. Gefreiter Erich
Uber aus Cletzen, vermißt. Hoboiſt Gefreiter Franz Jhbe aus Kölſa,
vermißt. Hoboiſt Gefreiter Franz Voigt aus Niemegk, vermißt. Paul
Stiehler aus Goſſa, vermißt. Wilhelm Luczak aus Zörbig, vermißt.
Hoboiſt Hermann Emmerich aus au, vermißt. Gefreiter renKempa aus Zſcherndorf, vermißt. Robert Brode aus Görſchlitz (bisher

in Gefa geſtorben 27. 2. 18. Genadier- Regiment Kaiſer
Wilhelm I. Nr. 110. Vizefeldwebel Walter Böttger aus Bitterfeld,
leicht verwundet. Jnfanterie- Regiment Nr. 165. Otto Zochar aus
Krippehna, vermißt. Gefreiter Guſtav Graul aus Groißzſch, Kreis
Delitzſch, ſchwer verwundet. Otto 27 aus Pohritzſch, abermals leicht
verwundet. Wilhelm Geißler aus Zſchölkau, abermals und zwar ſchwer
verwundet. Sergeant Willy Henniche aus Löberitz, vermißt. Paul
Schmidt aus Kitzendorf, beicht verwundet. Gefreiter Otto Hispert aus
Greppin, vermißt. Jnfanterie- Regiment Nr. 170. Otto Frömme aus
re ſiv gefallen 24. 8. 18. Ernſt Steffen aus Grabſchütz,

Großörner. Schwerer Unfall durch die Fernbahn.
Von der Elektriſchen überfahren wurden Freitag mittag zwei Männer,
ein 17jähriger erlitt Verletzungen an den Beinen und einem alten
Manne ging die Elektriſche anſcheinend über die Bruſt. Beide Ver
letzte wurden mit derſelben Elektriſchen nach dem Lazarett Kaiſerhof
gebracht.

Witienderg. Diebereien. Nach Einſteigen in das Grundſtück
Am Hafen Nr. 1, haben in vergangener Nacht Diebe dortſelbſt einen
dem Stadtrat Herrn Bethke gehörigen Stall erbrochen und daraus
3 Ziegen geſtohlen, die die Diebe gleich abgeſchlachtet haben. Jn
die unwverſchloſſen geweſene Wohnung des hier Rothemarkſtroße 2 in
St:llung befindlichen Dienſtmädchens Luiſe Eckler aus Halle, hat ſich
am Mittwoch nachmittag ein Dieb eingeſchlichen. den Reiſekorb er-
er und daraus 2 Paar Schuhe im Werte von 80 Mark ge

en.

Delitzſch. Ein raffinierter Einbruchsdiebſtahl iſt
in der vergangenen Nacht in dem am Markt gelegenen Manufak ur
und Konfektions warengeſchäft von Otto Freytag verübt worden. Die
Einbrecher, die mit allen Verhältniſſen Beſcheid gewußt haben müſſen,
ſind noch Eindrücken der Fenſterſcheibe eines neben dem Laden ge-
legenen Zimmers ungeſtört in die Ladenräume gelangt. Nach ſach
verſtändiger Auswahl haben die Diebe Seidenſtoffe, Damenkonfektion
und fertige Wäſche im Geſamtwerte von 20 000 Mark zuſammeng--
packt und mit genommen. Außerdem wurden 5000 M. in Kriegsanleihe
geſtohlen. Spuren, die zur Erlangung und zur Feſtſtellung der Dieb
führen könnten, ſind nicht vorhanden. Auf die Herbeiſchaffung der
Woren hat der Geſchädigte eine Bekohnung von 2000 Mark ausgeſetzt.

Amtliche Bekanntmachungen.

Bekanntmachung.
Aumceidung von Kriegsgefangenen!

Diejenigen Betrirbe, Unkernehmer und Handwerksmeiſier, welche
n r beſchäftigen. werden hiermit aufgefordert, dem Stiadli-
ern gsaml, Abt. II, binnen 2 Tagen die Jahl der bei ihnen garbei-
tenden Gefan anzuzeigen.

Die M muß in der letzten Woche jedes Monats erfo
Halle, den 30. November 1918. Der Magtſſir

Bekanntmachung.
In neuerer Zeit haben verſchiedene Firmen in erheblichem Umfange

verzinkte Milchbeförderungskannen zum Verkauf angeboten.
Unter Hinweis auf über den Verkehr mit Milch erlaſſenen

Polizeiverordnungen ſowie auf die Strofvorſchriften in e 12 bis 14
des Reichsgeſetzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmittein, Ge
nußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, vom 14. Mal 1879 werden die
an dem Vertriebe von Milch beteiligten Kreiſe vor der Benutzung ſolcher
Kannen nachdrücklichſt gewarnt, da die Verwendung derartiger Be
hälter geeignet iſt, die menſchliche Geſundheit insbeſondere die Säug-

Von dieſem Exekutivausſchuß find folgende Herren: Bock (Tor-
gan), Herrfurth (Halberſtadt), dem Generalkommando des 4. Armee

linge zu geſährden.
Helle, den 30. Rovember 1918. Be Pollzeiwerwallung.

Bekanntmachung
der Reichsbekleidungsſtelle über Erweilerung der Freillſte,

ten, Kleidertuche, Filmapparat, Telephondrähte uſw. Der brach

Vom 21. November 1918.

Auf Grund der Bundesraisverordnung über Bäefugniſſe derehe Geſehhiet C 257)
Reichsbedleidungsſtelle vom 22. März 1917

wird folgendes beſtimmt: 61
das Verzeichnis A be de Frenniwe gari den Relg.

n W Freiliſte vom 13. 1917
(Reichsanzeiger Nr. 244) werden die nachſtehend aufgeführten Gegen
ſtände d

1. Handſchuhe2. geren Bettüberdecken, Pique, Rips und Waffdecken ſo

wie Steppdecken,
3. Leinene Stickereiſtoffe, leinene gewebte und gewirkte Spitzen-

ſtoffe, alle ſonſtigen leinenen undichten Gewebe und alle
Tülle, ſowie alle Gegenſtände, die, abgeſehen von Futter und
Zutaten, ausſchließlich aus den vorgenannten Stoffen her-

ſind. den4. Wochstuch ſowie alle enſtände, die, abgeſehen von Futter undutaten, ausſchließlich hieraus hergeſtellt ſind. da

ſchen, Schlafröche für Männer, Herrenweſten,
Jmitierte Pelzgarnituren,
Korfette,
Gürtel aller Art,

5.
6.

9. Abgepaßt gewebte und paßt bedruckte Ti e,10. Kragen, Manſchetten Vorſtecher und Tr Menge

11. Taſchentücher,
12. Spielwaren,
13. Baumwollene und leinene Stoffe und deren Erſatzſtoffe, ſowohl

Reſte wie vom Stück geſchnitten, bis zu Längen von 50 Zenti-
meter, ohne Rückſicht auf den Klei spreis. Von dieſen
Stoffreſten oder abgeſchnittenen Stoffſtücken darf zu gleicher Jeit
an dieſelbe Perſon nicht mehr als ein Stück derſe Ware ver
äußert werden.

14. Scheuertücher.
8

Krater Bekanntmachung tritt mit dem 27. November 1918 in
Berlin den 21. November 1918. Reichsbekleidunggſtelle.
Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur Kenntnis ge-

Der Magjftral.
t.

Halle, den 30. November 1918.

Bekanntmachnng.

lanſtalten, Geneſungs und Er-
men,

dienenden Betrieben und Unternehmen, 2. Fabrikunternehmen und
andern gewerblichen Betrieben die Verarbeitung der
ihrer Juſaſſen bzw. zugunſten Arbeiter und A frei
gegeben wird. Soweit die Ge

Bekanntmachung.
Auf Grund der Verordnung des Reichskommiſſars für Elektrizität

und Gas vom 26. Juli 1917 und der Bekanntmachung des R
kommiſſars für die Kohlenwerteilung vom 2. November 1917 (betr.
Sicherſtellung des Betriebes der Gasanſtalten) wird in Ergänzung bzw.
Abänderung der Bekanntraiachung des Vertrauensmannes des Reichs
kommiſſars vom 11. Auguſt 1917 folgendes beſtimmt:

I.

der Zeit vom 8. bis einſchließlich 31. 1918 darf der
ſtädtiſchen Ga 110 Prozent der in der gleichen Zeit des Jahres
1916 verbrauchten sme aufſchlagsfrei entnommen werden.

Sordeit in einzelnen Fällen eine zahlenmäßig beſtimmte Ver-
brauchsme von dem Vertrauensmann oder der Verwaltung der
ſtädtiſchen s und Waſſerwerke billigt worden iſt, wird durch
vorſtehende Bekanntmachung keine Aenderung derſelben bedingt.

Halle, den 30. November 1918. Der Magiſtrat.

Anordnung des Reichsamts für die wirtſchaftliche
Demobilmachung über die Regelung der

Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter vom
23. November 1918.

Aus der im Reichsgeſetzblatt Nr 162 auf Seite 1334
zu Berlin den 26. 11. 1918) abgedruckten Anordnung wird f
bekannt gegeben:

1. Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit aller gewerblicher Arbeiter
darf ausſchließlich der Pauſen die Dauer von 8 Stunden nicht über
ſchreiten. Die Regelung umfaßt die gewerblichen Arbeiter in allen ge
werblichen Betrieben einſchließlich des Bergbaus, in den Betrieben des
Reichs, des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände, auch wenn
ſie nicht zur Gewinnerzielung betrieben werden, ſowie in land wirtſchaft
lichen Nebenbetrieben gewerblicher Art.

2. Jn Betrieben, deren Natur eine Unterbrochung nicht geſtattet,
oder bei denen eine ununterbrochene Sonntagsarbeit zur Zeit im öf-
fentlichen Intereſſe nötig iſt, dürfen zur Herbeiführung eines regel
mäßigen wöchentlichen Schichtwech els männliche Arbeiter über 15 Jahre
inner eines Zeitraumes von 3 Wochen einmal zu einer Arbeit von
höchſtens 16ſtündiger Dauer einſchließlich der Pauſen herangezogen
werden, ſofern ihnen in dieſen 3 Wochen weimat eine ununterbrochene
Ruhezeit von je 24 Stunden gewährt wird.

3. Abweichend von den allgemein gült Vorſchriften der Ge
werbeordnung dürfen Arbeiterinnen über 16 re in zwei- oder mehr
ſchichtigen Betrieben bis 10 Uhr abends beſchäftigt werden, wenn ihnen
nach Beendigung der Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhepauſe von
mindeſtens 16 Stunden gewährt wird. Jn dieſen Fällen kann an
Stelle der Iſtündigen Mittagspauſe eine ſtündige Paufe treten, die
auf die Dauer der Arbeitszeit anzurechnen iſt.

4. Jn Betrieben, deren Natur eine Unterbrechung nicht
oder deren unbeſchränkte Aufrechterhaltung im öffentlichen z
nötig iſt, kann eine von den vorſtehenden Beſtimmungen abweichen
Regelung durch den zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten, bei berg
baulichen Betrieben durch den Bergrevierbeamten widerruflich
migt werden, wenn die erforderliche Zahl geeigneter Hilfskräfte
zur Verfügung ſteht. Hierzu ſind ein Antrag des Arbeitgebers und,
ſoweit nicht Vereinbarungen zwiſchen Arhbeitgeber- und Arbeitnehmer
verbänden getroffen ſind, die Zuſtimmungserklär des Arbeiteraus
ſchuſſes oder, wenn ein ſolcher nicht beſteht, der Arbeiterſchaft des Be
triebes notwendig.

5. Veginn und Ende der Arbeitszeiten und Pauſen ſind, ſofern
keine tarifliche Regelung erfolgt, vom Arbeitgeber im Einwerſtänduiſſe
mit dem Arbeiterausſchuß oder, wenn ein ſolcher nicht beſteht, mit der

37 n n r d Beſtimmungen feſtzulegen u ushang in den ri zu ver
öffentlichen. Es empfiehlt ſich, im Intereſſe der Lichterſparnis die Ar

6. Die Aufſicht über die Ausführung der vorſtehenden Beſtim
mungen wird den Gewerbeaufſichts- bzw. Bergrevierbeamten über

7. Die
ten für das

ne Die Anordnung iſt bereits am 23. 11. 1918 in Kraft ge
n.

Dr. Tiller,

beitszeit in die Tagesſtunden zu legen.

tragen. dBeſtimmungen r enthalten
rtehrsgewerbe, für Arbeiten in tfällen

beſtimmungen.

Hallkle, den 2. Dezember 1918.
Gewerdeinſpektor.
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